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Berlin befreien!

BERLINER    ANSTOß
ZEITUNG DER DEUTSCHEN KOMMUNISTISCHEN PARTEI (DKP) BERLIN                                        

Seit 1989 saß die SPD in jedem Berliner 
Senat, seit der Wiederholungswahl 2023 
wieder einmal in einer Koalition mit der 
CDU. In den drei Jahren seither hat sich 
der Abstieg der deutschen Hauptstadt be-
schleunigt.

Hier kletterten die Angebotsmieten 
im Vergleich aller deutschen Großstädte 
am schnellsten nach oben, sie lagen 2025 
schon bei fast16 Euro/m². Die Konsequenz: 
Das Heer der Obdachlosen wird auf bis zu 
10.000 Menschen geschätzt, die Zahl der 
irgendwie untergebrachten Wohnungslosen 
liegt bei mehr als 50.000. Das System des 
Öffentlichen Nahverkehrs verfällt zwar all-
mählich, aber die amtierende Verkehrsse-
natorin Ute Bonde (CDU) bilanzierte am 21. 
Juli im „Tagesspiegel“: „Besser war die BVG 
noch nie aufgestellt.“ Und sie glänzt mit 
irren Ideen, die Berlin gerade noch gefehlt 
haben. So im August 2025: Magnetschwe-
bebahn vom ICC zum Flughafen BER. De-
zember 2025: Dritte Landebahn für den BER.  

Bontes Vorgängerin in diesem Amt, Man-
ja Schreiner (CDU), trat übrigens nach ein-
jähriger Amtszeit 2024 wegen Aberkennung 
ihres Jura-Doktortitels durch die Uni Ros-
tock zurück. Dafür ist sie seit 2025 Haupt-
geschäftsführerin der Industrie- und Han-
delskammer (IHK) Berlin.

Das Personal des Wegner-Giffey-Senats 
stellte aber insgesamt eine seltene Negativ-
auslese dar. Da gab es die geballte Unfähig-
keit des 2025 zurückgetretenen Kulturse-
nators Joe Chialo (CDU), das monatelange 
Lügen des Regierenden Bürgermeisters Kai 
Wegner (CDU) wegen seines (Nicht-)Agie-
rens beim großen Stromausfall im Süd-
westen Berlins. Und es gibt staatsanwalt-
liche Ermittlungen wegen des Verdachts 
der schweren Untreue wie im Fall der am 
24. April 2026 zurückgetretenen Kulturse-
natorin Sarah Wedl-Wilson (parteilos). Sie 
stopfte auf Geheiß der CDU 2,6 Millionen 
Euro in die Taschen dubioser israelfreund-
licher Gruppen. Statt um angebliche Be-
kämpfung von Antisemitismus ging es um 

Die Vier-Millionen-Metropole Berlin wurde von allen ehemaligen und heutigen Senatsparteien heruntergewirtschaf-
tet. Dafür wird sie nun auf Kriegskurs gebracht. Wenn Sie am 20. September die DKP wählen, kann sich das ändern.

Vetternwirtschaft, Korruption und private 
Vorteilsnahme. CDU und SPD fanden das 
alles jedoch zum Abschluss des Untersu-
chungsausschusses am 20. Juli nicht von 
Belang, versagt hätten allein die Beamten 
der Kulturverwaltung. Die allerdings hatten 
Wedl-Wilson wiederholt auf ihr rechtswidri-
ges Verhalten hingewiesen.

Der grundsätzliche Fehler im System 
heißt Rüstung. Drei Tage nach dem Rück-
tritt von Wedl-Wilson verkündeten Wegner, 
Wirtschaftssenatorin Giffey (SPD) und ihre 
schon erwähnte Exkollegin Schreiner auf 
einer IHK-Pressekonferenz die gemeinsa-
me Initiative „TechHUB SVI Ost“. Hinter 
dem blödsinnigen Marketingtitel steckt 
der Plan, einige Milliarden Euro aus dem 
Rüstungsprogramm der Bundesregierung 
abzugreifen. Der Senat hatte bereits am 2. 
Dezember 2025 verkündet, er wolle in Berlin 
ein „Defense Technology-Ökosystem“ ent-
wickeln. Wegner ließ sich am selben Tag 
zitieren: „Berlin soll zu einem europäischen 
Leuchtturm im Bereich Sicherheitstechno-
logien werden, um Unternehmensgründun-
gen und -ansiedlungen zu fördern.“ Und 
Giffey steuerte bei: „Schon heute sind 130 
Unternehmen aus der Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie in der Hauptstadtregion 
ansässig. Dazu kommen über 400 Unter-
nehmen, die im Dual Use Bereich Produkte, 
Software oder Technologien erarbeiten.“

Wer solch große Zukunft im Kopf hat, 
kann sich nicht um Kleinigkeiten wie Mieten, 
Nahverkehr oder die fast 12.000 Haushalte, 
denen 2025 der Strom gesperrt wurde, weil 
sie ihn nicht mehr bezahlen konnten, küm-
mern. (2023 waren es erst 5569 Haushalte.) 
Dafür sind schließlich die Milliarden Euro, 
die ja den „Aufschwung“ in Deutschland 
bringen sollen, nicht gedacht. Außerdem 
geht es beim Bau des europäischen Rüs-
tungsleuchtturms Berlin rasch voran. Am 
Rande der Internationalen Luft- und Raum-
fahrtausstellung (ILA) unterzeichneten zum 
Beispiel Wegner und der Chef des staats-
eigenen israelischen Rüstungskonzerns Is-
rael Aerospace Industries (IAI) im Juni eine 

strategische Absichtserklärung zur Grün-
dung eines neuen „Innovationszentrums“ 
für Militär, Luft- und Raumfahrt. Dabei geht 
es nicht nur um Forschung, sondern auch 
um eine IAI-Ansiedlung in Berlin „durch lo-
kale Produktion“. Rüstungskonzern Rhein-
metall ist schon da und baut im Wedding in 
der ehemaligen Pierburg-Fabrik statt Auto-
teilen Metallhülsen für 155-Millimeter-Artil-
leriemunition. Rasch entwickeln sich in der 
Hauptstadt Betriebe für Drohnentechnik, Sa-
telliten und Cybersicherheitssysteme. Dem 
voraus ging im Juli 2025 der Vorschlag der 
Berliner CDU-Fraktion, Berlin solle nach dem 
Vorbild Israels einen „Iron Dome“, einen Ra-
ketenschutzschirm, erhalten.

Bei solcher Nähe zur israelischen Kriegs-
industrie ist es klar, dass der Senat jede 
Kritik am Völkermord in Gaza oder gar Soli-
darität mit dem Volk von Palästina als Anti-
semitismus bekämpft. Er lässt durch die 
Polizei das Versammlungsrecht aufheben 
oder setzt die Unterdrückung der Meinungs-
freiheit gleich mit Knüppeln durch. Springer-
presse und AfD spenden heftigen Beifall. 

Berlin muss von diesem Alptraum aus 
korrupter und unfähiger Landespolitik, der 
für die Zukunft der Stadt nichts anderes ein-
fällt als der Aufbau einer Kriegsindustrie, 
befreit werden. Die Stadt darf keine EU-Rüs-
tungszentrale werden, in der Waffenkonzer-
ne Milliarden Euro aus der Staatskasse an 
sich reißen. Berlin muss zu einem europäi-
schen Zentrum werden, in dem Milliarden 
Euro für bezahlbare Wohnungen, für Schu-
len und Hochschulen, für Schwimmbäder, 
intakte Gleisanlagen, funktionierende Kran-
kenhäuser und alle Bereiche kommunaler 
Daseinsvorsorge verwendet werden. Das 
Geld ist da.

Die DKP ist die einzige Partei, die das auf 
die Tagesordnung setzt und konsequent für 
Frieden eintritt. Sie verdient Ihre Stimme am 
20. September.

Arnold Schölzel

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

Eine Stimme für die DKP? – „Ist doch ver-
schenkt! Ihr kommt sowieso nicht rein.“ Rein-
kommen ins Parlament, kann das das einzige 
Kriterium sein? Hat es eigentlich in den letz-
ten Jahrzehnten trotz linker Parlamentsfrak-
tionen eine Trendumkehr von immer schlech-
ter zu besser gegeben? Da änderten sogar 
Regierungsbeteiligungen nichts, wie wir auch 
gerade in Berlin erleben mussten. Im Gegen-
teil! Denn wer dabei sein will im Club, muss 
reichlich Beiträge zahlen.

Konkret: Wer sich für auskömmliche 
Löhne und Renten einsetzt, für bezahlbare 
Mieten, für ein gutes Bildungssystem und 
ein bedarfsgerechtes Gesundheitssystem, 
für Klima- und Umweltschutz, wer gegen Fa-
schismus und Militarismus ist, gegen Poli-
zeigewalt und Überwachung durch Geheim-
dienste, ja gerade wer auch für Frieden und 
Abrüstung ist – dabei jedoch den großen 
weißen Elefanten im Raum beschweigt (aus 
„Staatsräson“ beschweigen muss), der führt 
seinen Kampf gegen Windmühlen.

Der Elefant heißt: Militärische Unterstüt-
zung der Ukraine, Aufrüstung ohne Grenzen, 
Vergrößerung der Bundeswehr - bis Russland 
ruiniert und besiegt ist, koste es, was es wol-
le. Und es kostet sehr viel, so viel, dass für 
das, was die Menschen in Deutschland für ein 
menschenwürdiges Leben brauchen und sich 
wünschen, nicht mehr genug bleibt. Und es 
kostet außerdem Demokratie, nämlich durch 
zunehmende Polizeigewalt, Überwachung 
und Kriminalisierung von Andersdenkenden, 
angepasste Richter. Die DKP bezeichnet das, 
was seit der „Zeitenwende“ mit Deutschland 
geschieht, als reaktionär-militaristischen 
Staatsumbau.

Deshalb können die so wichtigen Kämpfe 
für soziale Gerechtigkeit, für den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen, für die Ver-
teidigung der Demokratie nur glaubwürdig 
geführt werden, wenn Stellung bezogen wird 
gegen die Kriege des „Westens“,  die dieser 
zur Rückgewinnung einer weltweiten Hege-
monie führt. So die Welt gesehen (was, zu-
gegeben, kein schöner Blick ist), kann eine 
Stimme für die DKP doch keine verschenkte 
Stimme sein.

Jörg Stoll, Landesvorstand DKP Berlin  
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E s ist eine neuerliche schwere Eskalation im 

Krieg gegen Libanon: Am Montag wies Is-

raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 

Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden-

offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 

nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 

erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 

aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen-

den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 

Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 

ihre Familien in Sicherheit zu bringen.
Für das angebliche Vorgehen gegen »terroristi-

sche Ziele« hat Washington nach Angaben israe-

lischer Medien grünes Licht gegeben. Dies wäre 

ein eklatanter Kurswandel, nachdem die US-Re-

gierung seit Inkrafttreten einer seitens Tel Aviv 

nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 

17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 

die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 

zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 

am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-

richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-

sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 

Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-

tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 

(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 

seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 

im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 

weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 

überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 

Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-

te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 

auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 

die libanesische Armee israelischen Angriffen und 

Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 

Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 

mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 

Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 

Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 

Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-

steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-

keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 

abgefangen werden können.Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-

sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 

diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 

forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 

Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-

niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-

ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-

Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 

Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 

eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-

schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 

rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 

Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-

gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-

ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-

tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 

Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 

bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-

lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-

bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 

mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 

Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-

gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 

zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 

Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-

schen Sender Al-Dschasira betont hatte.
Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 

die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 

Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-

gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 

auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-

griffe genutzt worden sei.→ Siehe auch Seiten 6 und 7

Besatzer rücken vor jungewelt.de

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)
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Libanon: Israel nimmt Beirut ins Visier und weitet Bodenoffensive aus. 

Verhandlungen als nutzlos entlarvt. Von Wiebke Diehl

→ www.jungewelt.de/lpg

Linke 
konsequent »zeitgemäß«

Ehrenmale in Berlin

Seit einiger Zeit hält sich das Gerücht, 
die Linkspartei sei seit der mit dem 
Parteitag von Halle 2024 eingeleiteten 
dosierten Hinwendung zu Elementar-
formen von Oppositionspolitik und 
dem nachfolgenden Zustrom zahl-
reicher Neumitglieder »eine andere 
Partei«. Darunter kann sich jeder 
irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 
die Botschaft, habe die Partei nur noch 
wenig mit dem regierungslinken Wrack 
von 2023/24 zu tun.Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 
der im Bundesrat Militarisierungspro-
gramme abgenickt und Resolutionen 
für Waffenlieferungen und Sanktions-
politik gebilligt werden, ist die »alte« 
Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 
wo insbesondere die Fraktion im Ab-
geordnetenhaus weiter im Modus der 
Lederer- und Schubert-Regentschaft 
operiert – obwohl Lederer 2024 mit 
einigen harten Rechten, die nicht mit 
in den Mantel der Oppositionspartei 
schlüpfen wollten, aus der Partei aus-
getreten ist.

In Berlin also liegt im Kulturaus-
schuss des Landesparlaments (in dem 
weiterhin für die Linkspartei auch die 
mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-
bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 
der darauf zielt, die sowjetische Prä-
gung der Ehrenmale, die in der Haupt-
stadt an den Sieg über Nazideutschland 
erinnern, mit antisowjetischen und 
antikommunistischen Narrativen zu 
überschreiben und letztlich zu zerstö-
ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 
der Linken im Landesparlament, Anne 
Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-
tei diesem Antrag zustimmen wird.

Überraschen kann das finale Ein-
schwenken auf eine für die kriegstüch-
tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-
ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 
nicht. Beim Führungspersonal der 
Hauptstadtlinken steht der Hass 
auf den sozialistischen Versuch im 
20. Jahrhundert seit jeher in einem 
direkt proportionalen Verhältnis zur 
immer leidenschaftlicheren Affirmation 
der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-
sequent, einmal beide Tendenzen zu 
gemeinsamer Wirkung kommen zu las-
sen und die Zurichtung der Ehrenmale 
auf der Linie einer mindestens latenten 
Gleichsetzung von Sowjetunion und 
Nazideutschland zu unterstützen.

Man kann das so zur Kenntnis neh-
men und einen Schluss ziehen: Wer 
keinen Wert darauf legt, eine Politik 
zu unterstützen, die unter anderem 
das Zeigen der sowjetischen Flagge 
an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 
zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 
kann im September nicht Die Linke 
wählen.

Nico Popp
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12Vor 25 Jahren ermordete Nepals Kronprinz Dipendra den 

Großteil der königlichen Familie. Die Umwandlung des 

Landes von der Monarchie zur Republik im Jahr 2008 war 

eine Spätfolge dieser Ereignisse. Von Thomas Berger

Anfang vom Ende → 

Enttäuschung → Kolumbien: Ultrarechter erobert 
bei Präsidentschaftswahl Platz eins, 
Linkskandidat Cepeda schwächelt

Entkopplung → Leak: EU-Kommission bereitet 
Maßnahmen vor, um Abhängigkeit von 
US-Tech-Konzernen zu reduzieren

Entladung → Anti-Energiewende-Lobbyisten wollen 
die Bedrohung durch die Klimakrise 
verschleiern
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dem nachfolgenden Zustrom zahl-

reicher Neumitglieder »eine andere 

Partei«. Darunter kann sich jeder 

irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 

die Botschaft, habe die Partei nur noch 

wenig mit dem regierungslinken Wrack 

von 2023/24 zu tun.
Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 

der im Bundesrat Militarisierungspro-

gramme abgenickt und Resolutionen 

für Waffenlieferungen und Sanktions-

politik gebilligt werden, ist die »alte« 

Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 

wo insbesondere die Fraktion im Ab-

geordnetenhaus weiter im Modus der 

Lederer- und Schubert-Regentschaft 

operiert – obwohl Lederer 2024 mit 

einigen harten Rechten, die nicht mit 

in den Mantel der Oppositionspartei 

schlüpfen wollten, aus der Partei aus-

getreten ist.In Berlin also liegt im Kulturaus-

schuss des Landesparlaments (in dem 

weiterhin für die Linkspartei auch die 

mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-

bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 

der darauf zielt, die sowjetische Prä-

gung der Ehrenmale, die in der Haupt-

stadt an den Sieg über Nazideutschland 

erinnern, mit antisowjetischen und 

antikommunistischen Narrativen zu 

überschreiben und letztlich zu zerstö-

ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 

der Linken im Landesparlament, Anne 

Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-

tei diesem Antrag zustimmen wird.

Überraschen kann das finale Ein-

schwenken auf eine für die kriegstüch-

tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-

ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 

nicht. Beim Führungspersonal der 

Hauptstadtlinken steht der Hass 

auf den sozialistischen Versuch im 

20. Jahrhundert seit jeher in einem 

direkt proportionalen Verhältnis zur 

immer leidenschaftlicheren Affirmation 

der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-

sequent, einmal beide Tendenzen zu 

gemeinsamer Wirkung kommen zu las-

sen und die Zurichtung der Ehrenmale 

auf der Linie einer mindestens latenten 

Gleichsetzung von Sowjetunion und 

Nazideutschland zu unterstützen.

Man kann das so zur Kenntnis neh-

men und einen Schluss ziehen: Wer 

keinen Wert darauf legt, eine Politik 

zu unterstützen, die unter anderem 

das Zeigen der sowjetischen Flagge 

an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 

zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 

kann im September nicht Die Linke 

wählen.

Nico Popp
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Vor 25 Jahren ermordete Nepals Kronprinz Dipendra den 

Großteil der königlichen Familie. Die Umwandlung des 

Landes von der Monarchie zur Republik im Jahr 2008 war 

eine Spätfolge dieser Ereignisse. Von Thomas Berger

Anfang vom Ende → 

Enttäuschung → 
Kolumbien: Ultrarechter erobert 

bei Präsidentschaftswahl Platz eins, 

Linkskandidat Cepeda schwächelt

Entkopplung → 
Leak: EU-Kommission bereitet 

Maßnahmen vor, um Abhängigkeit von 

US-Tech-Konzernen zu reduzieren

Entladung → Anti-Energiewende-Lobbyisten wollen 

die Bedrohung durch die Klimakrise 

verschleiern
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E s ist eine neuerliche schwere Eskalation im 

Krieg gegen Libanon: Am Montag wies Is

raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 

Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden

offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 

nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 

erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 

aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen

den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 

Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 

ihre Familien in Sicherheit zu bringen.

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)
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raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 

Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden-

offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 

nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 

erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 

aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen-

den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 

Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 

ihre Familien in Sicherheit zu bringen.

Für das angebliche Vorgehen gegen »terroristi-

sche Ziele« hat Washington nach Angaben israe-

lischer Medien grünes Licht gegeben. Dies wäre 

ein eklatanter Kurswandel, nachdem die US-Re-

gierung seit Inkrafttreten einer seitens Tel Aviv 

nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 

17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 

die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 

zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 

am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-

richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-

sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 

Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-

tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 

(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 

seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 

im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 

weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 

überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 

Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-

te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 

auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 

die libanesische Armee israelischen Angriffen und 

Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 

Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 

mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 

Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 

Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 

Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-

steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-

keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 

abgefangen werden können.

Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-

sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 

diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 

forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 

Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-

niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-

ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-

Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 

Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 

eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-

schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 

rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 

Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-

gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-

ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-

tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 

Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 

bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-

lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-

bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 

mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 

Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-

gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 

zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 

Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-

schen Sender Al-Dschasira betont hatte.

Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 

die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 

Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-

gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 

auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-

griffe genutzt worden sei.

→ Siehe auch Seiten 6 und 7

Besatzer rücken vor
jungewelt.de

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)
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irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 

die Botschaft, habe die Partei nur noch 

wenig mit dem regierungslinken Wrack 

von 2023/24 zu tun.

Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 

der im Bundesrat Militarisierungspro-

gramme abgenickt und Resolutionen 

für Waffenlieferungen und Sanktions-

politik gebilligt werden, ist die »alte« 

Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 

wo insbesondere die Fraktion im Ab-

geordnetenhaus weiter im Modus der 

Lederer- und Schubert-Regentschaft 

operiert – obwohl Lederer 2024 mit 

einigen harten Rechten, die nicht mit 

in den Mantel der Oppositionspartei 

schlüpfen wollten, aus der Partei aus-

getreten ist.

In Berlin also liegt im Kulturaus-

schuss des Landesparlaments (in dem 

weiterhin für die Linkspartei auch die 

mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-

bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 

der darauf zielt, die sowjetische Prä-

gung der Ehrenmale, die in der Haupt-

stadt an den Sieg über Nazideutschland 

erinnern, mit antisowjetischen und 

antikommunistischen Narrativen zu 

überschreiben und letztlich zu zerstö-

ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 

der Linken im Landesparlament, Anne 

Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-

tei diesem Antrag zustimmen wird.

Überraschen kann das finale Ein-

schwenken auf eine für die kriegstüch-

tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-

ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 

nicht. Beim Führungspersonal der 

Hauptstadtlinken steht der Hass 

auf den sozialistischen Versuch im 

20. Jahrhundert seit jeher in einem 

direkt proportionalen Verhältnis zur 

immer leidenschaftlicheren Affirmation 

der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-

sequent, einmal beide Tendenzen zu 

gemeinsamer Wirkung kommen zu las-

sen und die Zurichtung der Ehrenmale 

auf der Linie einer mindestens latenten 

Gleichsetzung von Sowjetunion und 

Nazideutschland zu unterstützen.

Man kann das so zur Kenntnis neh-

men und einen Schluss ziehen: Wer 

keinen Wert darauf legt, eine Politik 

zu unterstützen, die unter anderem 

das Zeigen der sowjetischen Flagge 

an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 

zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 

kann im September nicht Die Linke 

wählen. Nico Popp
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nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 

17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 

die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 

zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 

am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-

richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-

sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 

Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-

tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 

(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 

seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 

im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 

weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 

überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 

Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-

te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 

auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 

die libanesische Armee israelischen Angriffen und 

Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 

Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 

mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 

Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 

Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 

Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-

steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-

keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 

abgefangen werden können.

Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-

sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 

diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 

forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 

Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-

niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-

ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-

Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 

Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 

eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-

schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 

rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 

Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-

gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-

ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-

tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 

Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 

bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-

lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-

bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 

mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 

Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-

gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 

zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 

Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-

schen Sender Al-Dschasira betont hatte.

Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 

die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 

Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-

gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 

auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-

griffe genutzt worden sei.

→ Siehe auch Seiten 6 und 7

Besatzer rücken vor
jungewelt.de

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)
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Linke konsequent 

»zeitgemäß«

Ehrenmale in Berlin

Seit einiger Zeit hält sich das Gerücht, 

die Linkspartei sei seit der mit dem 

Parteitag von Halle 2024 eingeleiteten 

dosierten Hinwendung zu Elementar-

formen von Oppositionspolitik und 

dem nachfolgenden Zustrom zahl-

reicher Neumitglieder »eine andere 

Partei«. Darunter kann sich jeder 

irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 

die Botschaft, habe die Partei nur noch 

wenig mit dem regierungslinken Wrack 

von 2023/24 zu tun.

Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 

der im Bundesrat Militarisierungspro-

gramme abgenickt und Resolutionen 

für Waffenlieferungen und Sanktions-

politik gebilligt werden, ist die »alte« 

Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 

wo insbesondere die Fraktion im Ab-

geordnetenhaus weiter im Modus der 

Lederer- und Schubert-Regentschaft 

operiert – obwohl Lederer 2024 mit 

einigen harten Rechten, die nicht mit 

in den Mantel der Oppositionspartei 

schlüpfen wollten, aus der Partei aus-

getreten ist.
In Berlin also liegt im Kulturaus-

schuss des Landesparlaments (in dem 

weiterhin für die Linkspartei auch die 

mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-

bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 

der darauf zielt, die sowjetische Prä-

gung der Ehrenmale, die in der Haupt-

stadt an den Sieg über Nazideutschland 

erinnern, mit antisowjetischen und 

antikommunistischen Narrativen zu 

überschreiben und letztlich zu zerstö-

ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 

der Linken im Landesparlament, Anne 

Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-

tei diesem Antrag zustimmen wird.

Überraschen kann das finale Ein-

schwenken auf eine für die kriegstüch-

tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-

ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 

nicht. Beim Führungspersonal der 

Hauptstadtlinken steht der Hass 

auf den sozialistischen Versuch im 

20. Jahrhundert seit jeher in einem 

direkt proportionalen Verhältnis zur 

immer leidenschaftlicheren Affirmation 

der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-

sequent, einmal beide Tendenzen zu 

gemeinsamer Wirkung kommen zu las-

sen und die Zurichtung der Ehrenmale 

auf der Linie einer mindestens latenten 

Gleichsetzung von Sowjetunion und 

Nazideutschland zu unterstützen.

Man kann das so zur Kenntnis neh-

men und einen Schluss ziehen: Wer 

keinen Wert darauf legt, eine Politik 

zu unterstützen, die unter anderem 

das Zeigen der sowjetischen Flagge 

an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 

zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 

kann im September nicht Die Linke 

wählen. 

Nico Popp
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Vor 25 Jahren ermordete Nepals Kronprinz Dipendra den 

Großteil der königlichen Familie. Die Umwandlung des 

Landes von der Monarchie zur Republik im Jahr 2008 war 

eine Spätfolge dieser Ereignisse. Von Thomas Berger
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Kolumbien: Ultrarechter erobert 

bei Präsidentschaftswahl Platz eins, 

Linkskandidat Cepeda schwächelt
Entkopplung → 

Leak: EU-Kommission bereitet 

Maßnahmen vor, um Abhängigkeit von 

US-Tech-Konzernen zu reduzieren
Entladung → 

Anti-Energiewende-Lobbyisten wollen 

die Bedrohung durch die Klimakrise 

verschleiern

junge Welt wird herausgegeben von 3.063 Genossinnen und Genossen (Stand 7.11.2025)

E s ist eine neuerliche schwere Eskalation im 
Krieg gegen Libanon: Am Montag wies Is-
raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 
Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden-
offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 
nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 
erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 
aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen-
den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 
Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 
ihre Familien in Sicherheit zu bringen.Für das angebliche Vorgehen gegen »terroristi-

sche Ziele« hat Washington nach Angaben israe-
lischer Medien grünes Licht gegeben. Dies wäre 
ein eklatanter Kurswandel, nachdem die US-Re-
gierung seit Inkrafttreten einer seitens Tel Aviv 
nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 
17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 
die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 
zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 
am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-
richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-
sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 
Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-
tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 
(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 
seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 
im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 
weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 
überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 
Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-
te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 
auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 
die libanesische Armee israelischen Angriffen und 
Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 
Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 
mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 
Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 
Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 
Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-
steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-
keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 
abgefangen werden können.Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-
sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 
diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 
forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 
Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-
niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-
ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-
Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 
Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 
eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-
schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 
rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 
Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-
gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-
ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-
tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 
Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 
bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-
lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-
bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 
mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 
Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-
gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 
zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 
Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-
schen Sender Al-Dschasira betont hatte.Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 
die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 
Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-
gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 
auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-
griffe genutzt worden sei.→ Siehe auch Seiten 6 und 7

Besatzer rücken vor
jungewelt.de

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)

ID
F/

X
IN

H
U

A
/I

M
A

G
O

GEGRÜNDET 1947 · DIENSTAG, 2. JUNI 2026, NR. 124 · 2,50 EURO (DE), 2,80 EURO (AT), 3,20 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Libanon: Israel nimmt Beirut ins Visier und weitet Bodenoffensive aus. 

Verhandlungen als nutzlos entlarvt. Von Wiebke Diehl

→ www.jungewelt.de/lpg

Linke 
konsequent »zeitgemäß«

Ehrenmale in Berlin

Seit einiger Zeit hält sich das Gerücht, die Linkspartei sei seit der mit dem Parteitag von Halle 2024 eingeleiteten dosierten Hinwendung zu Elementar-formen von Oppositionspolitik und dem nachfolgenden Zustrom zahl-reicher Neumitglieder »eine andere Partei«. Darunter kann sich jeder irgendwas vorstellen – jedenfalls, so die Botschaft, habe die Partei nur noch wenig mit dem regierungslinken Wrack von 2023/24 zu tun.Das Urteil scheint ein wenig vor-schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf der im Bundesrat Militarisierungspro-gramme abgenickt und Resolutionen für Waffenlieferungen und Sanktions-politik gebilligt werden, ist die »alte« Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, wo insbesondere die Fraktion im Ab-geordnetenhaus weiter im Modus der Lederer- und Schubert-Regentschaft operiert – obwohl Lederer 2024 mit einigen harten Rechten, die nicht mit in den Mantel der Oppositionspartei schlüpfen wollten, aus der Partei aus-getreten ist.
In Berlin also liegt im Kulturaus-schuss des Landesparlaments (in dem weiterhin für die Linkspartei auch die mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-bach sitzt) jener Antrag der Grünen, der darauf zielt, die sowjetische Prä-gung der Ehrenmale, die in der Haupt-stadt an den Sieg über Nazideutschland erinnern, mit antisowjetischen und antikommunistischen Narrativen zu überschreiben und letztlich zu zerstö-ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende der Linken im Landesparlament, Anne Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-tei diesem Antrag zustimmen wird.Überraschen kann das finale Ein-schwenken auf eine für die kriegstüch-tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik nicht. Beim Führungspersonal der Hauptstadtlinken steht der Hass auf den sozialistischen Versuch im 20. Jahrhundert seit jeher in einem direkt proportionalen Verhältnis zur immer leidenschaftlicheren Affirmation der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-sequent, einmal beide Tendenzen zu gemeinsamer Wirkung kommen zu las-sen und die Zurichtung der Ehrenmale auf der Linie einer mindestens latenten Gleichsetzung von Sowjetunion und Nazideutschland zu unterstützen.Man kann das so zur Kenntnis neh-men und einen Schluss ziehen: Wer keinen Wert darauf legt, eine Politik zu unterstützen, die unter anderem das Zeigen der sowjetischen Flagge an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, kann im September nicht Die Linke wählen.
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junge Welt wird herausgegeben 

von 3.063 Genossinnen und 

 Genossen (Stand 7.11.2025)

E s ist eine neuerliche schwere Eskalation im 

Krieg gegen Libanon: Am Montag wies Is-

raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 

Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden-

offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 

nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 

erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 

aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen-

den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 

Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 

ihre Familien in Sicherheit zu bringen.

Für das angebliche Vorgehen gegen »terroristi-

sche Ziele« hat Washington nach Angaben israe-

lischer Medien grünes Licht gegeben. Dies wäre 

ein eklatanter Kurswandel, nachdem die US-Re-

gierung seit Inkrafttreten einer seitens Tel Aviv 

nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 

17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 

die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 

zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 

am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-

richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-

sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 

Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-

tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 

(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 

seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 

im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 

weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 

überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 

Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-

te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 

auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 

die libanesische Armee israelischen Angriffen und 

Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 

Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 

mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 

Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 

Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 

Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-

steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-

keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 

abgefangen werden können.

Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-

sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 

diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 

forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 

Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-

niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-

ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-

Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 

Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 

eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-

schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 

rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 

Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-

gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-

ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-

tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 

Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 

bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-

lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-

bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 

mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 

Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-

gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 

zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 

Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-

schen Sender Al-Dschasira betont hatte.

Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 

die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 

Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-

gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 

auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-

griffe genutzt worden sei.

→ Siehe auch Seiten 6 und 7

Besatzer rücken vor
jungewelt.de

Besatzer posieren: Auch die Ruine der Kreuzfahrerburg Beaufort wurde von der israelischen Armee erobert (israelisches Propagandafoto, 31.5.2026)
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Linke konsequent 

»zeitgemäß«

Ehrenmale in Berlin

Seit einiger Zeit hält sich das Gerücht, 

die Linkspartei sei seit der mit dem 

Parteitag von Halle 2024 eingeleiteten 

dosierten Hinwendung zu Elementar-

formen von Oppositionspolitik und 

dem nachfolgenden Zustrom zahl-

reicher Neumitglieder »eine andere 

Partei«. Darunter kann sich jeder 

irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 

die Botschaft, habe die Partei nur noch 

wenig mit dem regierungslinken Wrack 

von 2023/24 zu tun.

Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 

der im Bundesrat Militarisierungspro-

gramme abgenickt und Resolutionen 

für Waffenlieferungen und Sanktions-

politik gebilligt werden, ist die »alte« 

Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 

wo insbesondere die Fraktion im Ab-

geordnetenhaus weiter im Modus der 

Lederer- und Schubert-Regentschaft 

operiert – obwohl Lederer 2024 mit 

einigen harten Rechten, die nicht mit 

in den Mantel der Oppositionspartei 

schlüpfen wollten, aus der Partei aus-

getreten ist.
In Berlin also liegt im Kulturaus-

schuss des Landesparlaments (in dem 

weiterhin für die Linkspartei auch die 

mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-

bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 

der darauf zielt, die sowjetische Prä-

gung der Ehrenmale, die in der Haupt-

stadt an den Sieg über Nazideutschland 

erinnern, mit antisowjetischen und 

antikommunistischen Narrativen zu 

überschreiben und letztlich zu zerstö-

ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 

der Linken im Landesparlament, Anne 

Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-

tei diesem Antrag zustimmen wird.

Überraschen kann das finale Ein-

schwenken auf eine für die kriegstüch-

tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-

ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 

nicht. Beim Führungspersonal der 

Hauptstadtlinken steht der Hass 

auf den sozialistischen Versuch im 

20. Jahrhundert seit jeher in einem 

direkt proportionalen Verhältnis zur 

immer leidenschaftlicheren Affirmation 

der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-

sequent, einmal beide Tendenzen zu 

gemeinsamer Wirkung kommen zu las-

sen und die Zurichtung der Ehrenmale 

auf der Linie einer mindestens latenten 

Gleichsetzung von Sowjetunion und 

Nazideutschland zu unterstützen.

Man kann das so zur Kenntnis neh-

men und einen Schluss ziehen: Wer 

keinen Wert darauf legt, eine Politik 

zu unterstützen, die unter anderem 

das Zeigen der sowjetischen Flagge 

an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 

zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 

kann im September nicht Die Linke 

wählen. 

Nico Popp
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E s ist eine neuerliche schwere Eskalation im 

Krieg gegen Libanon: Am Montag wies Is-

raels Premierminister Benjamin Netanjahu 

seine Armee an, die dichtbesiedelten südlichen 

Vororte Beiruts zu bombardieren und die Boden-

offensive im Südlibanon erneut auszuweiten. Kurz 

nach der Ankündigung Netanjahus setzte sich eine 

erneute Fluchtwelle im Libanon in Gang. Auf den 

aus den südlichen Vororten Beiruts herausführen-

den Straßen stauten sich Autos. Eltern holten ihre 

Kinder frühzeitig aus den Schulen ab, um sich und 

ihre Familien in Sicherheit zu bringen.

Für das angebliche Vorgehen gegen »terroristi-

sche Ziele« hat Washington nach Angaben israe-

lischer Medien grünes Licht gegeben. Dies wäre 

ein eklatanter Kurswandel, nachdem die US-Re-

gierung seit Inkrafttreten einer seitens Tel Aviv 

nie eingehaltenen Waffenruhevereinbarung vom 

17. April Israel zu Zurückhaltung bei Angriffen auf 

die libanesische Hauptstadt aufgerufen hatte.

Am Wochenende wurde der Südlibanon erneut 

zum Ziel zahlreicher israelischer Angriffe – allein 

am Sonntag rund 90, wie die libanesische Nach-

richtenagentur NNA meldete. Betroffen gewe-

sen seien Wohn- und Gewerbegebiete sowie eine 

Tankstelle. Am Sonntag nahm die Armee die stra-

tegisch bedeutende mittelalterliche Burg Beaufort 

(Kalaat Al-Schafik) im Südlibanon ein. Schon wäh-

rend der fast 20jährigen israelischen Besatzung 

seit Anfang der 1980er Jahre hatte das Militär die 

im 12. Jahrhundert errichtete Burg, von der aus 

weite Gebiete im Libanon sowie die Golanhöhen 

überblickt werden können, als Basis genutzt. Den 

Abzug der israelischen Truppen im Jahr 2000 hat-

te maßgeblich die Hisbollah erzwungen, die Beirut 

auf Geheiß Washingtons entwaffnen will, obwohl 

die libanesische Armee israelischen Angriffen und 

Invasionen kaum etwas entgegenzusetzen hat.

Die Hisbollah reagierte am Wochenende auf die 

Intensivierung der Attacken von Seiten Tel Avivs 

mit neuerlichen Angriffen auf den Norden des 

Nachbarlands – auch auf Orte, die seit Beginn der 

Waffenruhe nicht zum Ziel geworden waren. Zum 

Einsatz kamen erneut auch per Glasfaserkabel ge-

steuerte Drohnen, die wegen ihrer Unempfindlich-

keit gegen Störsender von Israels Armee schlecht 

abgefangen werden können.
Europäische Staats- und Regierungschefs verur-

teilten am Wochenende die fortschreitende israeli-

sche Expansion im Libanon: Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron erklärte, nichts rechtfertige 

diese Eskalation. Außenminister Jean-Noël Barrot 

forderte eine Sitzung des UN-Sicherheitsrats für 

Montag ein. Auch die Außenminister Großbritan-

niens und Deutschlands appellierten, das Waffen-

ruheabkommen müsse eingehalten werden.

Netanjahu, dessen Regierung ihre Großisrael-

Vision immer entschlossener vorantreibt, hat das 

Militär längst auch den Litanifluss, der bislang 

eigentlich als geographische Trennlinie galt, über-

schreiten lassen – am Wochenende sogar bis zum 

rund zehn Kilometer nördlicher gelegenen Fluss 

Sahrani. Die Hisbollah warf der libanesischen Re-

gierung vor, den falschen Weg eingeschlagen zu ha-

ben. Das »Scheitern der direkten Verhandlungsop-

tion« – seit einigen Wochen finden in Washington 

Gespräche zwischen Tel Aviv und Beirut statt – sei 

bewiesen, so deren Abgeordneter Hassan Fadlal-

lah am Sonnabend. Auch Parlamentspräsident Na-

bih Berri spricht sich scharf gegen Verhandlungen 

mit Israel aus, das sich an keine Abkommen halte. 

Beirut solle vielmehr auf den Iran setzen, der zu-

gesagt habe, keine Übereinkunft mit Washington 

zu schließen, die den Libanon nicht beinhalte, wie 

Berri schon Anfang Mai gegenüber dem katari-

schen Sender Al-Dschasira betont hatte.

Am Wochenende war auch Iran erneut An-

griffen ausgesetzt. Die US-Luftwaffe attackierte 

die Stadt Goruk und die Insel Gheschm nahe der 

Straße von Hormus in angeblicher »Selbstverteidi-

gung«. Teheran reagierte mit einem Gegenschlag 

auf einen US-Stützpunkt in Kuwait, der für die An-

griffe genutzt worden sei.
→ Siehe auch Seiten 6 und 7
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Linke 
konsequent »zeitgemäß«

Ehrenmale in Berlin

Seit einiger Zeit hält sich das Gerücht, 

die Linkspartei sei seit der mit dem 

Parteitag von Halle 2024 eingeleiteten 

dosierten Hinwendung zu Elementar-

formen von Oppositionspolitik und 

dem nachfolgenden Zustrom zahl-
reicher Neumitglieder »eine andere 

Partei«. Darunter kann sich jeder 
irgendwas vorstellen – jedenfalls, so 

die Botschaft, habe die Partei nur noch 

wenig mit dem regierungslinken Wrack 

von 2023/24 zu tun.Das Urteil scheint ein wenig vor-

schnell. Auch unterhalb der Ebene, auf 

der im Bundesrat Militarisierungspro-

gramme abgenickt und Resolutionen 

für Waffenlieferungen und Sanktions-

politik gebilligt werden, ist die »alte« 

Partei sehr rege. Zum Beispiel in Berlin, 

wo insbesondere die Fraktion im Ab-

geordnetenhaus weiter im Modus der 

Lederer- und Schubert-Regentschaft 

operiert – obwohl Lederer 2024 mit 

einigen harten Rechten, die nicht mit 

in den Mantel der Oppositionspartei 

schlüpfen wollten, aus der Partei aus-

getreten ist.
In Berlin also liegt im Kulturaus-

schuss des Landesparlaments (in dem 

weiterhin für die Linkspartei auch die 

mit Lederer ausgetretene Elke Breiten-

bach sitzt) jener Antrag der Grünen, 

der darauf zielt, die sowjetische Prä-

gung der Ehrenmale, die in der Haupt-

stadt an den Sieg über Nazideutschland 

erinnern, mit antisowjetischen und 

antikommunistischen Narrativen zu 

überschreiben und letztlich zu zerstö-

ren. Nun hat die Fraktionsvorsitzende 

der Linken im Landesparlament, Anne 

Helm, der Welt gesteckt, dass ihre Par-

tei diesem Antrag zustimmen wird.
Überraschen kann das finale Ein-

schwenken auf eine für die kriegstüch-

tige Mobilisierung taugliche »zeitgemä-

ße« Geschichts- und Erinnerungspolitik 

nicht. Beim Führungspersonal der 
Hauptstadtlinken steht der Hass 

auf den sozialistischen Versuch im 

20. Jahrhundert seit jeher in einem 

direkt proportionalen Verhältnis zur 

immer leidenschaftlicheren Affirmation 

der eingerichteten Ordnung. Es ist kon-

sequent, einmal beide Tendenzen zu 

gemeinsamer Wirkung kommen zu las-

sen und die Zurichtung der Ehrenmale 

auf der Linie einer mindestens latenten 

Gleichsetzung von Sowjetunion und 

Nazideutschland zu unterstützen.
Man kann das so zur Kenntnis neh-

men und einen Schluss ziehen: Wer 

keinen Wert darauf legt, eine Politik 

zu unterstützen, die unter anderem 

das Zeigen der sowjetischen Flagge 

an den Ehrenmalen am 8. und 9. Mai 

zu einer Polizeiangelegenheit erklärt, 

kann im September nicht Die Linke 

wählen. 

Nico Popp

4 198625 902505

20023

7

8

15

12
Vor 25 Jahren ermordete Nepals Kronprinz Dipendra den 

Großteil der königlichen Familie. Die Umwandlung des 

Landes von der Monarchie zur Republik im Jahr 2008 war 

eine Spätfolge dieser Ereignisse. Von Thomas Berger
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D ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf 

Dienstag iranische Raketenstellungen und 

Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban-

dar Abbas beschossen, während eine hochrangige 

iranische Delegation in Doha weiter mit katari-

schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen 

zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran 

bewertete die Schläge als Waffenstillstandsbruch, 

wie das iranische Außenministerium mitteilte. 

»Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen 

dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand-

lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung 

weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame-

nei schrieb auf seinem Telegram-Kanal, dass die 

Golfstaaten nicht länger als Schutzschild für US-

Stützpunkte dienen würden und Washington in 

der Region keinen sicheren Hafen mehr hätte.

Die USA bestätigten die Angriffe in einem knap-

pen Statement. Die Bombardements, so das US-

Zentralkommando, seien »Selbstverteidigungs-

maßnahmen« gewesen – notwendig, um eigene 

Truppen vor iranischen Bedrohungen zu schützen. 

Der Begriff »Selbstverteidigung« ist dabei nicht 

nur völkerrechtlich fragwürdig: Zwischen dem zu-

sammenhängenden US-Kernland und Iran liegen 

an der kürzesten Stelle rund 8.400 Kilometer Luft-

linie. US-Außenminister Marco Rubio erklärte am 

Dienstag, dass ein Deal trotz der Attacken weiter 

möglich sei.

Die iranische Revolutionsgarde erklärte am 

Dienstag, es behalte sich das »legitime und un-

missverständliche« Recht vor, auf jegliche Ver-

stöße gegen den Waffenstillstand seitens der USA 

mit Vergeltungsmaßnahmen zu reagieren, und 

meldete den Abschuss einer MQ-9-Drohne sowie 

Beschuss eines F-35-Kampfjets und einer RQ-4-

Aufklärungsdrohne – Angaben, die Washington 

weder bestätigte noch dementierte. Es war nicht 

der erste Verlust dieser Art: Seit Kriegsbeginn hat 

Iran nach Angaben von Bloomberg mindestens 

24, möglicherweise bis zu 30 MQ-9-Drohnen zer-

stört – rund 20 Prozent des gesamten US-Bestands 

dieses Systems vor dem Krieg.

Rubio hatte noch am Sonntag eine unmittel-

bar bevorstehende Einigung über die Öffnung der 

Straße von Hormus angekündigt. Einen Tag später 

erklärte er am Rande eines Besuchs in Indien, man 

solle da nicht zu viel hineinlesen, dass diese An-

kündigung ausgeblieben sei. Das iranische Außen-

ministerium erklärte gleichentags, ein großer Teil 

der strittigen Fragen sei geklärt – ein Abschluss 

stehe gleichwohl nicht bevor, so Sprecher Esmail 

Baghaei laut Al Dschasira. Kern des Streits: Wa-

shington besteht darauf, dass Teheran sein hoch-

angereichertes Uran vernichtet, bevor die Sank-

tionen fallen – Teheran will Nuklearfragen erst 

nach Unterzeichnung eines Rahmenabkommens 

verhandeln.

Zusätzlich knüpfte US-Präsident Donald Trump 

den Erfolg der Verhandlungen am Montag an eine 

Bedingung, die unter den Regionalstaaten auf tau-

be Ohren stieß: Saudi-Arabien, Katar, Pakistan, 

die Türkei, Ägypten und Jordanien sollten gleich-

zeitig den Abraham-Abkommen beitreten, wie 

er in einem Post auf »Truth Social« schrieb. Die 

Abraham-Abkommen, 2020 unter Trump ausge-

handelt, normalisierten die Beziehungen zwischen 

Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, 

Bahrain, Marokko sowie Sudan. Laut Axios re-

agierten die angesprochenen Staats- und Regie-

rungschefs mit Schweigen – Trump soll gefragt 

haben, ob die Leitung noch stehe. Saudi-Arabien 

bekräftigte daraufhin seine Haltung: Eine Normali-

sierung mit Israel setze einen irreversiblen Weg zu 

einem palästinensischen Staat voraus.

Was bleibt, ist ein Verhandlungsprozess, dessen 

Architektur die USA selbst unbrauchbar gemacht 

haben – durch Militärschläge während laufender 

Gespräche und absurde Bündnisforderungen, die 

niemand erfüllen wird. Ob das der Sturm vor der 

Ruhe ist oder die Ruhe vor dem Sturm, wie der 

Kriegsanalytiker Samir Puri vom King’s College 

London gegenüber Al Dschasira fragte – die Ant-

wort entscheidet darüber, ob die US-Schläge auf 

küstennahe Verteidigungsanlagen bei Bandar Ab-

bas Druckmittel sind oder Vorbereitung auf eine 

US-Bodeninvasion.

Trump bombt wieder jungewelt.de

Trauer über die bei US-israelischen Angriffen getöteten iranischen Zivilisten (Teheran, 24.5.2026)
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USA greifen Ziele im Iran an und teilen mit, die Gespräche fortführen zu 

wollen. Teheran spricht von Waffenstillstandsbruch. Rahmenabkommen 

auf der Kippe. Von Lars Lange

→ www.jungewelt.de/lpg

Provokante Einmischung

Deutsche Parlamentarier 
in Taiwan

So kennt man ihn, den deutschen 

Bundestagsabgeordneten: prinzipien-

fest, furchtlos, nur seinem eigenen 

Gewissen und dem Guten in der Welt 

verpflichtet. Äußern da etwa staatliche 

Stellen Kritik daran, was der Abgeord-

nete gerade tut? Ha! Davon dürften 

sich »frei gewählte Parlamentarier 

nicht einschüchtern lassen«, trium-

phierte Klaus-Peter Willsch (CDU) am 

Wochenende, als er – na, was genau 

tat? Nach Kuba fliegen, um sich dort 

todesmutig dem drohenden US-Über-

fall entgegenzustellen? Sich vor der 

Botschaft der Vereinigten Arabischen 

Emirate in Berlin in Hungerstreik 

begeben, um gegen die emiratischen 

Waffenexporte an die genozidale 

RSF-Miliz im Sudan zu protestieren? 

Nicht ganz. Willsch ist nach Taiwan 

aufgebrochen; die Regierung, der er – 

stolz wie Wilhelm II. – trotzte, war die 

Regierung Chinas. China? Das ist das Land, zu dem 

Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß 

Beijing, so sieht es auch die UNO, 

und so sieht es im Kern auch die 

Bundesrepublik, seit sie diplomatische 

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: 

Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren 

Lay mit Gerede vom »demokratischs-

ten Land Asiens«. Nein, darum ging 

es schon früher nicht, und darum 

geht es auch nicht heute; am Dienstag 

bedankte sich Taiwans Präsident Lai 

Ching-te, als bei ihm auch die Linken-

Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, 

für die Durchfahrt eines deutschen 

Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, 

und er regte neue Rüstungslieferungen 

an. Will die Linke mitregieren, muss 

sie außenpolitische Kernpositionen des 

deutschen Staats mittragen. Die Be-

teiligung an der Hochrüstung ostasiati-

scher Verbündeter gegen China gehört 

dazu. 

Jörg Kronauer
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→ Siehe Seite 7

Konfrontativer Ton → 
Grüne und Kapital haken 

sich vor China-Besuch der 

Wirtschaftsministerin Reiche unter

Rechte Welle → 
Der Verlust des Bundesstaats Kerala 

bei Wahlen war ein harter Schlag für 

Indiens Kommunisten
Offener Weg → 

Vor 60 Jahren: Walter Ulbrichts 

Vorschläge für ein vereinigtes 

Deutschland ohne Kapitalherrschaft

Kinder → 8 Seiten extraFaszination und Herausforderung. 

Lernen und leben. Und leben lernen 

natürlich. Von der Kunst, groß zu 

werden.
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von 3.063 Genossinnen und 

Genossen (Stand 7.11.2025)

D ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf 

Dienstag iranische Raketenstellungen und 

Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban-

dar Abbas beschossen, während eine hochrangige 

iranische Delegation in Doha weiter mit katari-

schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen 

zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran 

bewertete die Schläge als Waffenstillstandsbruch, 

wie das iranische Außenministerium mitteilte. 

»Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen 

dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand-

lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung 

weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame-

nei schrieb auf seinem Telegram-Kanal, dass die 

Golfstaaten nicht länger als Schutzschild für US-

Stützpunkte dienen würden und Washington in 

der Region keinen sicheren Hafen mehr hätte.

Die USA bestätigten die Angriffe in einem knap-

pen Statement. Die Bombardements, so das US-

Zentralkommando, seien »Selbstverteidigungs-

maßnahmen« gewesen – notwendig, um eigene 

Truppen vor iranischen Bedrohungen zu schützen. 

Der Begriff »Selbstverteidigung« ist dabei nicht 

nur völkerrechtlich fragwürdig: Zwischen dem zu-

sammenhängenden US-Kernland und Iran liegen 

an der kürzesten Stelle rund 8.400 Kilometer Luft-

linie. US-Außenminister Marco Rubio erklärte am 

Dienstag, dass ein Deal trotz der Attacken weiter 

möglich sei.

Die iranische Revolutionsgarde erklärte am 

Dienstag, es behalte sich das »legitime und un-

missverständliche« Recht vor, auf jegliche Ver-

stöße gegen den Waffenstillstand seitens der USA 

mit Vergeltungsmaßnahmen zu reagieren, und 

meldete den Abschuss einer MQ-9-Drohne sowie 

Beschuss eines F-35-Kampfjets und einer RQ-4-

Aufklärungsdrohne – Angaben, die Washington 

weder bestätigte noch dementierte. Es war nicht 

der erste Verlust dieser Art: Seit Kriegsbeginn hat 

Iran nach Angaben von Bloomberg mindestens 

24, möglicherweise bis zu 30 MQ-9-Drohnen zer-

stört – rund 20 Prozent des gesamten US-Bestands 

dieses Systems vor dem Krieg.

Rubio hatte noch am Sonntag eine unmittel-

bar bevorstehende Einigung über die Öffnung der 

Straße von Hormus angekündigt. Einen Tag später 

erklärte er am Rande eines Besuchs in Indien, man 

solle da nicht zu viel hineinlesen, dass diese An-

kündigung ausgeblieben sei. Das iranische Außen-

ministerium erklärte gleichentags, ein großer Teil 

der strittigen Fragen sei geklärt – ein Abschluss 

stehe gleichwohl nicht bevor, so Sprecher Esmail 

Baghaei laut Al Dschasira. Kern des Streits: Wa-

shington besteht darauf, dass Teheran sein hoch-

angereichertes Uran vernichtet, bevor die Sank-

tionen fallen – Teheran will Nuklearfragen erst 

nach Unterzeichnung eines Rahmenabkommens 

verhandeln.

Zusätzlich knüpfte US-Präsident Donald Trump 

den Erfolg der Verhandlungen am Montag an eine 

Bedingung, die unter den Regionalstaaten auf tau-

be Ohren stieß: Saudi-Arabien, Katar, Pakistan, 

die Türkei, Ägypten und Jordanien sollten gleich-

zeitig den Abraham-Abkommen beitreten, wie 

er in einem Post auf »Truth Social« schrieb. Die 

Abraham-Abkommen, 2020 unter Trump ausge-

handelt, normalisierten die Beziehungen zwischen 

Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, 

Bahrain, Marokko sowie Sudan. Laut Axios re-

agierten die angesprochenen Staats- und Regie-

rungschefs mit Schweigen – Trump soll gefragt 

haben, ob die Leitung noch stehe. Saudi-Arabien 

bekräftigte daraufhin seine Haltung: Eine Normali-

sierung mit Israel setze einen irreversiblen Weg zu 

einem palästinensischen Staat voraus.

Was bleibt, ist ein Verhandlungsprozess, dessen 

Architektur die USA selbst unbrauchbar gemacht 

haben – durch Militärschläge während laufender 

Gespräche und absurde Bündnisforderungen, die 

niemand erfüllen wird. Ob das der Sturm vor der 

Ruhe ist oder die Ruhe vor dem Sturm, wie der 

Kriegsanalytiker Samir Puri vom King’s College 

London gegenüber Al Dschasira fragte – die Ant-

wort entscheidet darüber, ob die US-Schläge auf 

küstennahe Verteidigungsanlagen bei Bandar Ab-

bas Druckmittel sind oder Vorbereitung auf eine 

US-Bodeninvasion.

Trump bombt wieder
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USA greifen Ziele im Iran an und teilen mit, die Gespräche fortführen zu 

wollen. Teheran spricht von Waffenstillstandsbruch. Rahmenabkommen 

auf der Kippe. Von Lars Lange

→ www.jungewelt.de/lpg

Provokante 
Einmischung

Deutsche Parlamentarier 

in Taiwan

So kennt man ihn, den deutschen 

Bundestagsabgeordneten: prinzipien-

fest, furchtlos, nur seinem eigenen 

Gewissen und dem Guten in der Welt 

verpflichtet. Äußern da etwa staatliche 

Stellen Kritik daran, was der Abgeord-

nete gerade tut? Ha! Davon dürften 

sich »frei gewählte Parlamentarier 

nicht einschüchtern lassen«, trium-

phierte Klaus-Peter Willsch (CDU) am 

Wochenende, als er – na, was genau 

tat? Nach Kuba fliegen, um sich dort 

todesmutig dem drohenden US-Über-

fall entgegenzustellen? Sich vor der 

Botschaft der Vereinigten Arabischen 

Emirate in Berlin in Hungerstreik 

begeben, um gegen die emiratischen 

Waffenexporte an die genozidale 

RSF-Miliz im Sudan zu protestieren? 

Nicht ganz. Willsch ist nach Taiwan 

aufgebrochen; die Regierung, der er – 

stolz wie Wilhelm II. – trotzte, war die 

Regierung Chinas. 
China? Das ist das Land, zu dem 

Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß 

Beijing, so sieht es auch die UNO, 

und so sieht es im Kern auch die 

Bundesrepublik, seit sie diplomatische 

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: 

Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren 

Lay mit Gerede vom »demokratischs-

ten Land Asiens«. Nein, darum ging 

es schon früher nicht, und darum 

geht es auch nicht heute; am Dienstag 

bedankte sich Taiwans Präsident Lai 

Ching-te, als bei ihm auch die Linken-

Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, 

für die Durchfahrt eines deutschen 

Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, 

und er regte neue Rüstungslieferungen 

an. Will die Linke mitregieren, muss 

sie außenpolitische Kernpositionen des 

deutschen Staats mittragen. Die Be-

teiligung an der Hochrüstung ostasiati-

scher Verbündeter gegen China gehört 

dazu. 

Jörg Kronauer
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Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß 

Beijing, so sieht es auch die UNO, 

und so sieht es im Kern auch die 

Bundesrepublik, seit sie diplomatische 

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

Beziehungen zur Volksrepublik auf

genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: 

Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

D ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf 

Dienstag iranische Raketenstellungen und 

Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban

dar Abbas beschossen, während eine hochrangige 

iranische Delegation in Doha weiter mit katari

schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen 

zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran 

bewertete die Schläge als Waffenstillstandsbruch, 

wie das iranische Außenministerium mitteilte. 

»Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen 

dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand

lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung 

weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame

Trauer über die bei US-israelischen Angriffen getöteten iranischen Zivilisten (Teheran, 24.5.2026)

junge Welt wird herausgegeben von 3.063 Genossinnen und 
Genossen (Stand 7.11.2025)

D
ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf Dienstag iranische Raketenstellungen und Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban-dar Abbas beschossen, während eine hochrangige iranische Delegation in Doha weiter mit katari-schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran bewertete die Schläge als Waffenstillstandsbruch, wie das iranische Außenministerium mitteilte. »Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand-lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame-nei schrieb auf seinem Telegram-Kanal, dass die Golfstaaten nicht länger als Schutzschild für US-Stützpunkte dienen würden und Washington in der Region keinen sicheren Hafen mehr hätte.Die USA bestätigten die Angriffe in einem knap-pen Statement. Die Bombardements, so das US-Zentralkommando, seien »Selbstverteidigungs-maßnahmen« gewesen – notwendig, um eigene Truppen vor iranischen Bedrohungen zu schützen. Der Begriff »Selbstverteidigung« ist dabei nicht nur völkerrechtlich fragwürdig: Zwischen dem zu-sammenhängenden US-Kernland und Iran liegen an der kürzesten Stelle rund 8.400 Kilometer Luft-linie. US-Außenminister Marco Rubio erklärte am Dienstag, dass ein Deal trotz der Attacken weiter möglich sei.

Die iranische Revolutionsgarde erklärte am Dienstag, es behalte sich das »legitime und un-missverständliche« Recht vor, auf jegliche Ver-stöße gegen den Waffenstillstand seitens der USA mit Vergeltungsmaßnahmen zu reagieren, und meldete den Abschuss einer MQ-9-Drohne sowie Beschuss eines F-35-Kampfjets und einer RQ-4-Aufklärungsdrohne – Angaben, die Washington weder bestätigte noch dementierte. Es war nicht der erste Verlust dieser Art: Seit Kriegsbeginn hat Iran nach Angaben von Bloomberg mindestens 24, möglicherweise bis zu 30 MQ-9-Drohnen zer-stört – rund 20 Prozent des gesamten US-Bestands dieses Systems vor dem Krieg.
Rubio hatte noch am Sonntag eine unmittel-bar bevorstehende Einigung über die Öffnung der Straße von Hormus angekündigt. Einen Tag später erklärte er am Rande eines Besuchs in Indien, man solle da nicht zu viel hineinlesen, dass diese An-kündigung ausgeblieben sei. Das iranische Außen-ministerium erklärte gleichentags, ein großer Teil der strittigen Fragen sei geklärt – ein Abschluss stehe gleichwohl nicht bevor, so Sprecher Esmail Baghaei laut Al Dschasira. Kern des Streits: Wa-shington besteht darauf, dass Teheran sein hoch-angereichertes Uran vernichtet, bevor die Sank-tionen fallen – Teheran will Nuklearfragen erst nach Unterzeichnung eines Rahmenabkommens verhandeln.

Zusätzlich knüpfte US-Präsident Donald Trump den Erfolg der Verhandlungen am Montag an eine Bedingung, die unter den Regionalstaaten auf tau-be Ohren stieß: Saudi-Arabien, Katar, Pakistan, die Türkei, Ägypten und Jordanien sollten gleich-zeitig den Abraham-Abkommen beitreten, wie er in einem Post auf »Truth Social« schrieb. Die Abraham-Abkommen, 2020 unter Trump ausge-handelt, normalisierten die Beziehungen zwischen Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, Marokko sowie Sudan. Laut Axios re-agierten die angesprochenen Staats- und Regie-rungschefs mit Schweigen – Trump soll gefragt haben, ob die Leitung noch stehe. Saudi-Arabien bekräftigte daraufhin seine Haltung: Eine Normali-sierung mit Israel setze einen irreversiblen Weg zu einem palästinensischen Staat voraus.Was bleibt, ist ein Verhandlungsprozess, dessen Architektur die USA selbst unbrauchbar gemacht haben – durch Militärschläge während laufender Gespräche und absurde Bündnisforderungen, die niemand erfüllen wird. Ob das der Sturm vor der Ruhe ist oder die Ruhe vor dem Sturm, wie der Kriegsanalytiker Samir Puri vom King’s College London gegenüber Al Dschasira fragte – die Ant-wort entscheidet darüber, ob die US-Schläge auf küstennahe Verteidigungsanlagen bei Bandar Ab-bas Druckmittel sind oder Vorbereitung auf eine US-Bodeninvasion.
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USA greifen Ziele im Iran an und teilen mit, die Gespräche fortführen zu wollen. Teheran spricht von Waffenstillstandsbruch. Rahmenabkommen auf der Kippe. Von Lars Lange

→ www.jungewelt.de/lpg

Provokante 
Einmischung

Deutsche Parlamentarier 
in Taiwan

So kennt man ihn, den deutschen Bundestagsabgeordneten: prinzipien-fest, furchtlos, nur seinem eigenen Gewissen und dem Guten in der Welt verpflichtet. Äußern da etwa staatliche Stellen Kritik daran, was der Abgeord-nete gerade tut? Ha! Davon dürften sich »frei gewählte Parlamentarier nicht einschüchtern lassen«, trium-phierte Klaus-Peter Willsch (CDU) am Wochenende, als er – na, was genau tat? Nach Kuba fliegen, um sich dort todesmutig dem drohenden US-Über-fall entgegenzustellen? Sich vor der Botschaft der Vereinigten Arabischen Emirate in Berlin in Hungerstreik begeben, um gegen die emiratischen Waffenexporte an die genozidale 
RSF-Miliz im Sudan zu protestieren? Nicht ganz. Willsch ist nach Taiwan aufgebrochen; die Regierung, der er – stolz wie Wilhelm II. – trotzte, war die Regierung Chinas. 

China? Das ist das Land, zu dem Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß Beijing, so sieht es auch die UNO, und so sieht es im Kern auch die 
Bundesrepublik, seit sie diplomatische Beziehungen zur Volksrepublik auf-genommen und ihre diplomatischen Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem Taiwan als Verbündeten behalten will – gerade auch als Verbündeten gegen Beijing –, hat sie die Beziehungen zu Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und das tut sie bis heute. Die Volksrepublik hat diese Einmischung in ihre inne-ren Angelegenheiten – denn darum handelt es sich – lange Zeit toleriert. Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo sie ihre Militärmanöver im Umfeld der Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien nicht Deutschland das Sagen hat! 
Mit dabei übrigens, ganz wie schon bei der vorigen Taiwan-Reise einer Bundestagsdelegation im Jahr 2022: eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren Lay mit Gerede vom »demokratischs-ten Land Asiens«. Nein, darum ging es schon früher nicht, und darum geht es auch nicht heute; am Dienstag bedankte sich Taiwans Präsident Lai Ching-te, als bei ihm auch die Linken-Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, für die Durchfahrt eines deutschen Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, und er regte neue Rüstungslieferungen an. Will die Linke mitregieren, muss sie außenpolitische Kernpositionen des deutschen Staats mittragen. Die Be-teiligung an der Hochrüstung ostasiati-scher Verbündeter gegen China gehört dazu. Jörg Kronauer
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von 3.063 Genossinnen und 

Genossen (Stand 7.11.2025)

D
ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf 

Dienstag iranische Raketenstellungen und 

Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban-

dar Abbas beschossen, während eine hochrangige 

iranische Delegation in Doha weiter mit katari-

schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen 

zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran 

bewertete die Schläge als Waffenstillstandsbruch, 

wie das iranische Außenministerium mitteilte. 

»Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen 

dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand-

lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung 

weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame-

nei schrieb auf seinem Telegram-Kanal, dass die 

Golfstaaten nicht länger als Schutzschild für US-

Stützpunkte dienen würden und Washington in 

der Region keinen sicheren Hafen mehr hätte.

Die USA bestätigten die Angriffe in einem knap-

pen Statement. Die Bombardements, so das US-

Zentralkommando, seien »Selbstverteidigungs-

maßnahmen« gewesen – notwendig, um eigene 

Truppen vor iranischen Bedrohungen zu schützen. 

Der Begriff »Selbstverteidigung« ist dabei nicht 

nur völkerrechtlich fragwürdig: Zwischen dem zu-

sammenhängenden US-Kernland und Iran liegen 

an der kürzesten Stelle rund 8.400 Kilometer Luft-

linie. US-Außenminister Marco Rubio erklärte am 

Dienstag, dass ein Deal trotz der Attacken weiter 

möglich sei.

Die iranische Revolutionsgarde erklärte am 

Dienstag, es behalte sich das »legitime und un-

missverständliche« Recht vor, auf jegliche Ver-

stöße gegen den Waffenstillstand seitens der USA 

mit Vergeltungsmaßnahmen zu reagieren, und 

meldete den Abschuss einer MQ-9-Drohne sowie 

Beschuss eines F-35-Kampfjets und einer RQ-4-

Aufklärungsdrohne – Angaben, die Washington 

weder bestätigte noch dementierte. Es war nicht 

der erste Verlust dieser Art: Seit Kriegsbeginn hat 

Iran nach Angaben von Bloomberg mindestens 

24, möglicherweise bis zu 30 MQ-9-Drohnen zer-

stört – rund 20 Prozent des gesamten US-Bestands 

dieses Systems vor dem Krieg.

Rubio hatte noch am Sonntag eine unmittel-

bar bevorstehende Einigung über die Öffnung der 

Straße von Hormus angekündigt. Einen Tag später 

erklärte er am Rande eines Besuchs in Indien, man 

solle da nicht zu viel hineinlesen, dass diese An-

kündigung ausgeblieben sei. Das iranische Außen-

ministerium erklärte gleichentags, ein großer Teil 

der strittigen Fragen sei geklärt – ein Abschluss 

stehe gleichwohl nicht bevor, so Sprecher Esmail 

Baghaei laut Al Dschasira. Kern des Streits: Wa-

shington besteht darauf, dass Teheran sein hoch-

angereichertes Uran vernichtet, bevor die Sank-

tionen fallen – Teheran will Nuklearfragen erst 

nach Unterzeichnung eines Rahmenabkommens 

verhandeln.

Zusätzlich knüpfte US-Präsident Donald Trump 

den Erfolg der Verhandlungen am Montag an eine 

Bedingung, die unter den Regionalstaaten auf tau-

be Ohren stieß: Saudi-Arabien, Katar, Pakistan, 

die Türkei, Ägypten und Jordanien sollten gleich-

zeitig den Abraham-Abkommen beitreten, wie 

er in einem Post auf »Truth Social« schrieb. Die 

Abraham-Abkommen, 2020 unter Trump ausge-

handelt, normalisierten die Beziehungen zwischen 

Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, 

Bahrain, Marokko sowie Sudan. Laut Axios re-

agierten die angesprochenen Staats- und Regie-

rungschefs mit Schweigen – Trump soll gefragt 

haben, ob die Leitung noch stehe. Saudi-Arabien 

bekräftigte daraufhin seine Haltung: Eine Normali-

sierung mit Israel setze einen irreversiblen Weg zu 

einem palästinensischen Staat voraus.

Was bleibt, ist ein Verhandlungsprozess, dessen 

Architektur die USA selbst unbrauchbar gemacht 

haben – durch Militärschläge während laufender 

Gespräche und absurde Bündnisforderungen, die 

niemand erfüllen wird. Ob das der Sturm vor der 

Ruhe ist oder die Ruhe vor dem Sturm, wie der 

Kriegsanalytiker Samir Puri vom King’s College 

London gegenüber Al Dschasira fragte – die Ant-

wort entscheidet darüber, ob die US-Schläge auf 

küstennahe Verteidigungsanlagen bei Bandar Ab-

bas Druckmittel sind oder Vorbereitung auf eine 

US-Bodeninvasion.
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USA greifen Ziele im Iran an und teilen mit, die Gespräche fortführen zu 

wollen. Teheran spricht von Waffenstillstandsbruch. Rahmenabkommen 

auf der Kippe. Von Lars Lange

→ www.jungewelt.de/lpg

Provokante 

Einmischung

Deutsche Parlamentarier 

in Taiwan

So kennt man ihn, den deutschen 

Bundestagsabgeordneten: prinzipien-

fest, furchtlos, nur seinem eigenen 

Gewissen und dem Guten in der Welt 

verpflichtet. Äußern da etwa staatliche 

Stellen Kritik daran, was der Abgeord-

nete gerade tut? Ha! Davon dürften 

sich »frei gewählte Parlamentarier 

nicht einschüchtern lassen«, trium-

phierte Klaus-Peter Willsch (CDU) am 

Wochenende, als er – na, was genau 

tat? Nach Kuba fliegen, um sich dort 

todesmutig dem drohenden US-Über-

fall entgegenzustellen? Sich vor der 

Botschaft der Vereinigten Arabischen 

Emirate in Berlin in Hungerstreik 

begeben, um gegen die emiratischen 

Waffenexporte an die genozidale 

RSF-Miliz im Sudan zu protestieren? 

Nicht ganz. Willsch ist nach Taiwan 

aufgebrochen; die Regierung, der er – 

stolz wie Wilhelm II. – trotzte, war die 

Regierung Chinas. 

China? Das ist das Land, zu dem 

Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß 

Beijing, so sieht es auch die UNO, 

und so sieht es im Kern auch die 

Bundesrepublik, seit sie diplomatische 

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: 

Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren 

Lay mit Gerede vom »demokratischs-

ten Land Asiens«. Nein, darum ging 

es schon früher nicht, und darum 

geht es auch nicht heute; am Dienstag 

bedankte sich Taiwans Präsident Lai 

Ching-te, als bei ihm auch die Linken-

Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, 

für die Durchfahrt eines deutschen 

Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, 

und er regte neue Rüstungslieferungen 

an. Will die Linke mitregieren, muss 

sie außenpolitische Kernpositionen des 

deutschen Staats mittragen. Die Be-

teiligung an der Hochrüstung ostasiati-

scher Verbündeter gegen China gehört 

dazu. 
Jörg Kronauer
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D ie US-Streitkräfte haben in der Nacht auf 

Dienstag iranische Raketenstellungen und 

Boote nahe der südlichen Hafenstadt Ban-

dar Abbas beschossen, während eine hochrangige 

iranische Delegation in Doha weiter mit katari-

schen Vermittlern über ein Rahmenabkommen 

zur Beendigung des Kriegs verhandelte. Teheran 

bewertete die Schläge als W
affenstillstandsbruch, 

wie das iranische Außenministerium mitteilte. 

»Der Iran macht das US-Regime für alle Folgen 

dieser aggressiven und ungerechtfertigten Hand-

lungen verantwortlich«, hieß es in der Erklärung 

weiter. »Revolutionsführer« Modschtaba Khame-

nei schrieb auf seinem Telegram-Kanal, dass die 

Golfstaaten nicht länger als Schutzschild für US-

Stützpunkte dienen würden und W
ashington in 

der Region keinen sicheren Hafen mehr hätte.

Die USA bestätigten die Angriffe in einem knap-

pen Statement. Die Bombardements, so das US-

Zentralkommando, 
seien 

»Selbstverteidigungs-

maßnahmen« gewesen – notwendig, um eigene 

Truppen vor iranischen Bedrohungen zu schützen. 

Der Begriff »Selbstverteidigung« ist dabei nicht 

nur völkerrechtlich fragwürdig: Zwischen dem zu-

sammenhängenden US-Kernland und Iran liegen 

an der kürzesten Stelle rund 8.400 Kilometer Luft-

linie. US-Außenminister Marco Rubio erklärte am 

Dienstag, dass ein Deal trotz der Attacken weiter 

möglich sei.

Die iranische Revolutionsgarde erklärte am 

Dienstag, es behalte sich das »legitime und un-

missverständliche« Recht vor, auf jegliche Ver-

stöße gegen den W
affenstillstand seitens der USA 

mit Vergeltungsmaßnahmen zu reagieren, und 

meldete den Abschuss einer MQ-9-Drohne sowie 

Beschuss eines F-35-Kampfjets und einer RQ-4-

Aufklärungsdrohne – Angaben, die W
ashington 

weder bestätigte noch dementierte. Es war nicht 

der erste Verlust dieser Art: Seit Kriegsbeginn hat 

Iran nach Angaben von Bloomberg mindestens 

24, möglicherweise bis zu 30 MQ-9-Drohnen zer-

stört – rund 20 Prozent des gesamten US-Bestands 

dieses Systems vor dem Krieg.

Rubio hatte noch am Sonntag eine unmittel-

bar bevorstehende Einigung über die Öffnung der 

Straße von Hormus angekündigt. Einen Tag später 

erklärte er am Rande eines Besuchs in Indien, man 

solle da nicht zu viel hineinlesen, dass diese An-

kündigung ausgeblieben sei. Das iranische Außen-

ministerium erklärte gleichentags, ein großer Teil 

der strittigen Fragen sei geklärt – ein Abschluss 

stehe gleichwohl nicht bevor, so Sprecher Esmail 

Baghaei laut Al Dschasira. Kern des Streits: W
a-

shington besteht darauf, dass Teheran sein hoch-

angereichertes Uran vernichtet, bevor die Sank-

tionen fallen – Teheran will Nuklearfragen erst 

nach Unterzeichnung eines Rahmenabkommens 

verhandeln.

Zusätzlich knüpfte US-Präsident Donald Trump 

den Erfolg der Verhandlungen am Montag an eine 

Bedingung, die unter den Regionalstaaten auf tau-

be Ohren stieß: Saudi-Arabien, Katar, Pakistan, 

die Türkei, Ägypten und Jordanien sollten gleich-

zeitig den Abraham-Abkommen beitreten, wie 

er in einem Post auf »Truth Social« schrieb. Die 

Abraham-Abkommen, 2020 unter Trump ausge-

handelt, normalisierten die Beziehungen zwischen 

Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, 

Bahrain, Marokko sowie Sudan. Laut Axios re-

agierten die angesprochenen Staats- und Regie-

rungschefs mit Schweigen – Trump soll gefragt 

haben, ob die Leitung noch stehe. Saudi-Arabien 

bekräftigte daraufhin seine Haltung: Eine Normali-

sierung mit Israel setze einen irreversiblen W
eg zu 

einem palästinensischen Staat voraus.

W
as bleibt, ist ein Verhandlungsprozess, dessen 

Architektur die USA selbst unbrauchbar gemacht 

haben – durch Militärschläge während laufender 

Gespräche und absurde Bündnisforderungen, die 

niemand erfüllen wird. Ob das der Sturm vor der 

Ruhe ist oder die Ruhe vor dem Sturm, wie der 

Kriegsanalytiker Samir Puri vom King’s College 

London gegenüber Al Dschasira fragte – die Ant-

wort entscheidet darüber, ob die US-Schläge auf 

küstennahe Verteidigungsanlagen bei Bandar Ab-

bas Druckmittel sind oder Vorbereitung auf eine 

US-Bodeninvasion.
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Provokante 

Einmischung

Deutsche Parlamentarier 

in Taiwan

So kennt man ihn, den deutschen 

Bundestagsabgeordneten: prinzipien-

fest, furchtlos, nur seinem eigenen 

Gewissen und dem Guten in der W
elt 

verpflichtet. Äußern da etwa staatliche 

Stellen Kritik daran, was der Abgeord-

nete gerade tut? Ha! Davon dürften 

sich »frei gewählte Parlamentarier 

nicht einschüchtern lassen«, trium-

phierte Klaus-Peter W
illsch (CDU) am 

W
ochenende, als er – na, was genau 

tat? Nach Kuba fliegen, um sich dort 

todesmutig dem drohenden US-Über-

fall entgegenzustellen? Sich vor der 

Botschaft der Vereinigten Arabischen 

Emirate in Berlin in Hungerstreik 

begeben, um gegen die emiratischen 

W
affenexporte an die genozidale 

RSF-Miliz im Sudan zu protestieren? 

Nicht ganz. W
illsch ist nach Taiwan 

aufgebrochen; die Regierung, der er – 

stolz wie W
ilhelm II. – trotzte, war die 

Regierung Chinas. 

China? Das ist das Land, zu dem 

Taiwan gehört. So sieht es nicht bloß 

Beijing, so sieht es auch die UNO, 

und so sieht es im Kern auch die 

Bundesrepublik, seit sie diplomatische 

Beziehungen zur Volksrepublik auf-

genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. W
eil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur W
ehr. W

illsch hält dagegen: 

W
äre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren 

Lay mit Gerede vom »demokratischs-

ten Land Asiens«. Nein, darum ging 

es schon früher nicht, und darum 

geht es auch nicht heute; am Dienstag 

bedankte sich Taiwans Präsident Lai 

Ching-te, als bei ihm auch die Linken-

Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, 

für die Durchfahrt eines deutschen 

Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, 

und er regte neue Rüstungslieferungen 

an. W
ill die Linke mitregieren, muss 

sie außenpolitische Kernpositionen des 

deutschen Staats mittragen. Die Be-

teiligung an der Hochrüstung ostasiati-

scher Verbündeter gegen China gehört 

dazu. 
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genommen und ihre diplomatischen 

Beziehungen zu Taiwan abgebro-

chen hat. Weil sie nun aber trotzdem 

Taiwan als Verbündeten behalten will 

– gerade auch als Verbündeten gegen 

Beijing –, hat sie die Beziehungen zu 

Taipeh inoffiziell aufrechterhalten, und 

das tut sie bis heute. Die Volksrepublik 

hat diese Einmischung in ihre inne-

ren Angelegenheiten – denn darum 

handelt es sich – lange Zeit toleriert. 

Jetzt, wo die Bundesrepublik darüber 

nachdenkt, Taiwan aufzurüsten, wo 

sie ihre Militärmanöver im Umfeld der 

Volksrepublik verstärkt, setzt sich Bei-

jing zur Wehr. Willsch hält dagegen: 

Wäre doch gelacht, wenn in Ostasien 

nicht Deutschland das Sagen hat! 

Mit dabei übrigens, ganz wie schon 

bei der vorigen Taiwan-Reise einer 

Bundestagsdelegation im Jahr 2022: 

eine Abgeordnete der Partei Die 

Linke. Damals verteidigte sich Caren 

Lay mit Gerede vom »demokratischs-

ten Land Asiens«. Nein, darum ging 

es schon früher nicht, und darum 

geht es auch nicht heute; am Dienstag 

bedankte sich Taiwans Präsident Lai 

Ching-te, als bei ihm auch die Linken-

Abgeordnete Mandy Eißing vorsprach, 

für die Durchfahrt eines deutschen 

Kriegsschiffes durch die Taiwanstraße, 

und er regte neue Rüstungslieferungen 

an. Will die Linke mitregieren, muss 

sie außenpolitische Kernpositionen des 

deutschen Staats mittragen. Die Be-

teiligung an der Hochrüstung ostasiati-

scher Verbündeter gegen China gehört 

dazu.  

Jörg Kronauer
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→ Siehe Seite 7

Konfrontativer Ton → 
Grüne und Kapital haken 

sich vor China-Besuch der 

Wirtschaftsministerin Reiche unter

Rechte Welle → 
Der Verlust des Bundesstaats Kerala 

bei Wahlen war ein harter Schlag für 

Indiens Kommunisten
Offener Weg → 

Vor 60 Jahren: Walter Ulbrichts 

Vorschläge für ein vereinigtes 

Deutschland ohne Kapitalherrschaft

Kinder  → 8 Seiten extraFaszination und Herausforderung. 

Lernen und leben. Und leben lernen 

natürlich. Von der Kunst, groß zu 

werden.
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Spanischer Krieg  →   

junge Welt wird herausgegeben 

von 3.063 Genossinnen und 

 Genossen (Stand 7.11.2025)

D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-

schärften Wirtschafts- und Energieblockade 

in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 

und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 

stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-

tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 

zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-

digen Stromausfälle. Während Washington durch 

Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-

feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 

die Regierung von US-Präsident Donald Trump 

nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 

Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 

Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-

lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 

eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 

gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 

Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 

die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-

zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 

to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 

ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 

und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-

zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 

Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 

Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 

einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 

müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 

»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 

Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 

USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-

lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 

bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 

verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-

duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 

wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-

lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 

Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-

Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 

langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-

nische Energieminister Vicente de la O Levy am 

Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-

antwortung für die katastrophale Situation. Nach 

Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 

Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-

gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 

seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 

Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 

Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-

teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 

Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 

für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 

Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-

dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 

müssten. 

 Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 

dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-

rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-

volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 

die USA dar und beherberge keine terroristischen 

Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-

rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 

bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-

cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 

nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 

Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 

Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-

schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 

Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-

schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-

ten und bedrohten den Frieden und internationales 

Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 

Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 

hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-

veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 

seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 

Außenminister. 

→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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Ein stiller Sieg
Trump zu Gast in China

 Stimmt schon: Am Ende des Staats-

besuchs von US-Präsident Donald 

Trump in China wurde der Welt 

kein Papier vorgelegt, das die neue 

Machtordnung darlegt. Daraus zu 

schließen, bei dem Treffen habe es 

keine wirklichen Entwicklungen 

gegeben, wäre natürlich verkehrt. 

Wer registriert, wer welche Themen 

setzen und durchsetzen konnte, wer 

am Ende mit welchen »Erfolgen« und 

welchen Zugeständnissen nach Hause 

ging, der blickt auf eine so handzahm 

auftretende herrschende Klasse der 

USA, wie sie vor wenigen Jahren 

kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 

mussten die US-Industriellen nicht 

mit ganz leeren Händen abreisen. 

Beijing will dem kriselnden Flug-

zeughersteller Boeing 200 Maschinen 

abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 

Motoren von General Electric, dazu 

einige noch unklare Deals, wie Trump 

mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 

so aus, wenn die geballte US-Kapital-

macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 

Computerchips: Nvidia-Chef 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestimmte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. Geworden ist 

daraus nichts. Das Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, das 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Iran keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisiert. Und auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertreter 

sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 

Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 

was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-

len entfernter Krieg«, und: »Wir 

wollen nicht, dass jemand sagt, wir 

machen uns unabhängig, weil wir die 

Vereinigten Staaten im Rücken ha-

ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 

Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-

liegenden Tage besteht, in diesem 

Lichte besehen, weniger in den Posi-

tionen, die man selbst durchsetzen 

konnte, als vielmehr darin, aller Welt 

vorzuführen, mit welch höfl icher 

Zurückhaltung die USA von heute an 

Beijing herantreten müssen.
Luca von Ludwig 

→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-

scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 

für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.
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Schließungswelle und Jobverluste in ökonomischen Kernbereichen Deutschlands – etwa bei Automobilzulieferern (Harzgerode, 5. Mai 2026)

»Wir leben in einer kapitalistischen 
Klassengesellschaft«
Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 
Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen Urban

K
ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 
dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-
bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-
rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 
reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 
aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?
Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 
Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 
Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 
unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 
zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 
leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 
Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 
Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-
rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 
Akteure.
In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 
eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 
habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-
gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 
das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-
lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-
ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 
Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-
ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 
realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 
Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-
tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 
erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.
Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-
ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 
dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-
tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 
sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 
attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 
Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 
Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.
Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 
im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 
und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-
schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 
am stärksten an?
Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.
Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 
auch?
Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 
weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-
schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-
konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 
zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 
Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 
Ressourcen zu mobilisieren.
Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-
nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 
Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 
insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 
unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-
kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-
gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 
der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 
ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 
von Unternehmerseite als auch aus der Politik 
vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 
Sozialstaats erleben.
Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 
Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-
eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im 
Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 
Karenztagen – durchsetzen?
Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 
konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 
Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-
sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 
leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 
immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 
historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 
und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 
Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 
Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 
Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 
funktioniert.
Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 
Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-
störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 
nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-

→ Fortsetzung auf Seite zwei
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D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-
schärften Wirtschafts- und Energieblockade 
in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 
und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 
stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-
tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 
zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-
digen Stromausfälle. Während Washington durch 
Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-
feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 
die Regierung von US-Präsident Donald Trump 
nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 
Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 
Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-
lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 
eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-
rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 
gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 
Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 
die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-
zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 
to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 
ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 
und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 
dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-
zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 
Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 
Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 
einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 
müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 
»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 
Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 
USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-
lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 
bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 
verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-
duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 
wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-
lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 
Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-
Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 
langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-
nische Energieminister Vicente de la O Levy am 
Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-
antwortung für die katastrophale Situation. Nach 
Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 
Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-
gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 
seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 
Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 
arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 
Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-
teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 
Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 
für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 
Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-
dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 
müssten. 

 Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 
dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-
rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-
volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 
die USA dar und beherberge keine terroristischen 
Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-
rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 
bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-
cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 
nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 
Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 
Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-
schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 
Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-
schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-
ten und bedrohten den Frieden und internationales 
Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 
Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 
hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-
veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 
seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 
Außenminister. 
→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)

C
IA

 V
IA

 X
/H

A
N

D
O

U
T 

V
IA

 R
E

U
T

E
R

S

GEGRÜNDET 1947 · SONNABEND/SONNTAG, 16./17. MAI 2026, NR. 112 · 3,20 EURO (DE), 3,50 EURO (AT), 3,70 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT
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Ein stiller Sieg
Trump zu Gast in China

 Stimmt schon: Am Ende des Staats-
besuchs von US-Präsident Donald 
Trump in China wurde der Welt 
kein Papier vorgelegt, das die neue 
Machtordnung darlegt. Daraus zu 
schließen, bei dem Treffen habe es 
keine wirklichen Entwicklungen 
gegeben, wäre natürlich verkehrt. 
Wer registriert, wer welche Themen 
setzen und durchsetzen konnte, wer 
am Ende mit welchen »Erfolgen« und 
welchen Zugeständnissen nach Hause 
ging, der blickt auf eine so handzahm 
auftretende herrschende Klasse der 
USA, wie sie vor wenigen Jahren 
kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 
mussten die US-Industriellen nicht 
mit ganz leeren Händen abreisen. 
Beijing will dem kriselnden Flug-
zeughersteller Boeing 200 Maschinen 
abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 
Motoren von General Electric, dazu 
einige noch unklare Deals, wie Trump 
mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 
so aus, wenn die geballte US-Kapital-
macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 
Computerchips: Nvidia-Chef 
 Jensen Huang hatte sich offenkundig 
erhofft, endlich zu erreichen, dass 
Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 
und bestimmte KI-Prozessoren aus 
seinem Hause kauft. Geworden ist 
daraus nichts. Das Thema sei zwar 
angesprochen worden, doch die 
Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 
entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 
sind aufgelaufen und können da jetzt 
auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 
einzige wirkliche Zugeständnis, das 
die USA Beijing abringen konnten, 
war die Aussage, dass Iran keine 
Atomwaffen besitzen soll – was ohne-
hin nicht unbedingt auf der chinesi-
schen Agenda stand. Die offensichtli-
che US-amerikanische Hoffnung, die 
Volksrepublik bewegen zu können, 
Teheran in Washingtons Sinne zu 
einem Deal zu drängen, wurde nicht 
realisiert. Und auch bei der Taiwan-
Frage trauten sich die US-Vertreter 
sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 
Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 
was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-
len entfernter Krieg«, und: »Wir 
wollen nicht, dass jemand sagt, wir 
machen uns unabhängig, weil wir die 
Vereinigten Staaten im Rücken ha-
ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 
Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-
liegenden Tage besteht, in diesem 
Lichte besehen, weniger in den Posi-
tionen, die man selbst durchsetzen 
konnte, als vielmehr darin, aller Welt 
vorzuführen, mit welch höfl icher 
Zurückhaltung die USA von heute an 
Beijing herantreten müssen.

Luca von Ludwig 
→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-
scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 
dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 
für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.
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Im Bau befindliches Rechenzentrum 
in Ohio benötigt ein Drittel des 
Energiebedarfs im US-Bundesstaat

Staubsauger  →  
Köder geschluckt. Ranghohe CDU-
Funktionäre fielen offenbar auf 
Phishingangriffe per Signal-App herein

Statthalter  →  
Der Hohe Repräsentant für 
Bosnien und Herzegowina regiert 
ohne demokratische Legitimation
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Schließungswelle und Jobverluste in ökonomischen Kernbereichen Deutschlands – etwa bei Automobilzulieferern (Harzgerode, 5. Mai 2026)»Wir leben in einer kapitalistischen Klassengesellschaft«Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen UrbanK ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 
dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-
bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-
rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 
reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 
aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?
Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 
Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 
Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 
unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 
zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 
leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 
Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 
Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-
rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 
Akteure.
In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 
eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 
habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-
gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 
das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-
lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-
ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 
Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-
ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 
realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 
Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-
tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 
erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.
Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-
ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 
dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-
tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 
sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 
attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 
Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 
Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.
Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 
im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 
und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-
schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 
am stärksten an?Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 
auch?
Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 
weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-
schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-
konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 
zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 
Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 
Ressourcen zu mobilisieren.Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 
Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 
insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 
unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-
kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-
gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 
der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 
ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 
von Unternehmerseite als auch aus der Politik 
vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 
Sozialstaats erleben.Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 
Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-
eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im 
Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 
Karenztagen – durchsetzen?Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 

konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 
Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-
sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 
leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 
immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 
historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 
und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 
Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 
Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 
Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 
funktioniert.
Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 
Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-
störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 
nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-→ Fortsetzung auf Seite zwei
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Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestimmte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. Geworden ist 

daraus nichts. Das Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, das 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Iran keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisiert. Und auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertreter 

D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-
schärften Wirtschafts- und Energieblockade 
in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 
und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 
stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-
tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 
zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-
digen Stromausfälle. Während Washington durch 
Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-
feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 
die Regierung von US-Präsident Donald Trump 
nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 
Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 
Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-
lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 
eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-

schärften Wirtschafts- und Energieblockade 

in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 

und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 

stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-

tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 

zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-

digen Stromausfälle. Während Washington durch 

Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-

feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 

die Regierung von US-Präsident Donald Trump 

nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 

Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 

Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-

lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 

eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 

gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 

Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 

die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-

zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 

to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 

ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 

und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-

zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 

Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 

Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 

einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 

müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 

»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 

Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 

USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-

lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 

bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 

verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-

duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 

wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-

lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 

Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-

Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 

langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-

nische Energieminister Vicente de la O Levy am 

Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-

antwortung für die katastrophale Situation. Nach 

Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 

Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-

gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 

seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 

Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 

Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-

teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 

Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 

für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 

Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-

dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 

müssten. 

 Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 

dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-

rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-

volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 

die USA dar und beherberge keine terroristischen 

Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-

rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 

bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-

cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 

nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 

Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 

Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-

schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 

Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-

schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-

ten und bedrohten den Frieden und internationales 

Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 

Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 

hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-

veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 

seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 

Außenminister. 

→  Siehe auch Seite 16 

USA erpressen Kuba
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CIA-Chef verspricht bei Besuch in Havanna Millionenhilfen. Aber nur unter 

Voraussetzung eines Systemwechsels . Von   Kurt Terstegen 

⇒ www.jungewelt.de/lpg

Ein stiller SiegTrump zu Gast in China

 Stimmt schon: Am Ende des Staats-

besuchs von US-Präsident Donald 

Trump in China wurde der Welt 

kein Papier vorgelegt, das die neue 

Machtordnung darlegt. Daraus zu 

schließen, bei dem Treffen habe es 

keine wirklichen Entwicklungen 

gegeben, wäre natürlich verkehrt. 

Wer registriert, wer welche Themen 

setzen und durchsetzen konnte, wer 

am Ende mit welchen »Erfolgen« und 

welchen Zugeständnissen nach Hause 

ging, der blickt auf eine so handzahm 

auftretende herrschende Klasse der 

USA, wie sie vor wenigen Jahren 

kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 

mussten die US-Industriellen nicht 

mit ganz leeren Händen abreisen. 

Beijing will dem kriselnden Flug-

zeughersteller Boeing 200 Maschinen 

abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 

Motoren von General Electric, dazu 

einige noch unklare Deals, wie Trump 

mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 

so aus, wenn die geballte US-Kapital-

macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 

Computerchips: Nvidia-Chef 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestimmte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. Geworden ist 

daraus nichts. Das Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, das 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Iran keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisiert. Und auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertreter 

sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 

Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 

was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-

len entfernter Krieg«, und: »Wir 

wollen nicht, dass jemand sagt, wir 

machen uns unabhängig, weil wir die 

Vereinigten Staaten im Rücken ha-

ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 

Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-

liegenden Tage besteht, in diesem 

Lichte besehen, weniger in den Posi-

tionen, die man selbst durchsetzen 

konnte, als vielmehr darin, aller Welt 

vorzuführen, mit welch höfl icher 

Zurückhaltung die USA von heute an 

Beijing herantreten müssen.

Luca von Ludwig 

→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-

scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 

für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.
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ohne demokratische Legitimation
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»Wir leben in einer kapitalistischen 

Klassengesellschaft«
Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen Urban

K
ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 

dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-

bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-

rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 

reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 

aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?

Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 

Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 

Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 

unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 

die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 

zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 

leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 

Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 

Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-

rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 

Akteure.

In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 

eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 

habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-

gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 

das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-

lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-

ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 

Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-

ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 

realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 

Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-

tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 

erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.

Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-

ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 

dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-

tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 

sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 

attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 

Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 

Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.

Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 

im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 

und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-

schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 

am stärksten an?

Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.

Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 

auch?

Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 

weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-

schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-

konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 

zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 

Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 

Ressourcen zu mobilisieren.

Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 

Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 

insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 

unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-

kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-

gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 

der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 

ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 

von Unternehmerseite als auch aus der Politik 

vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 

Sozialstaats erleben.

Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 

Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-

eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im 

Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 

Karenztagen – durchsetzen?

Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 

konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 

Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-

sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 

leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 

immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 

historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 

und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 

Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 

Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 

Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 

funktioniert.

Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 

Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-

störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 

nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-

→ Fortsetzung auf Seite zwei

MATTHIAS BEIN/DPA

 Die NZZ schreibt zu Chinas »Handelswunder«, das die USA nicht ausbremsen konnten 
Seite 3

 Spiel mit dem Vulkan ohne Rücksichten. Geothermische Projekte in Indonesien

Seite 4

 Es riecht nach Grill Mensch oder Tier: Jagd und Kannibalismus in der jüngeren Romanliteratur
Seite 6

jungen Welt

Sa./So., 16./17. Mai 2026, Nr. 112

3,20 €
inklusive achtseitiger  

Wochenendbeilage

junge Welt wird herausgegeben 

von 3.063 Genossinnen und 

 Genossen (Stand 7.11.2
025)

D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-

schärften Wirtsc
hafts- 

und Energieblockade 

in eine dramatische Versorgungskrise
 ge-

trieben. Seit M
onaten fehlen Treibstoff, E

rsatzteile 

und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 

stehen stil
l – das betriff

t auch das G
esundheitssy

s-

tem. In
 Havanna und anderen Städten protestieren 

zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-

digen Stromausfälle. Während Washington durch 

Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-

feranten die Krise
 weiter verschärft, 

inszeniert si
ch 

die Regierung von US-Präsident Donald Trump 

nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 

Ratcliffe
 reiste am Donnersta

g überraschend nach 

Havanna und bot öffentlich 100 Millio
nen US-Dol-

lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 

eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

rere US-Medien, W
ashington bereite eine Anklage 

gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 

Raúl Castro
 vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 

die Verantwortung für den Abschuss z
weier Flug-

zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 

to the Rescue« im Jahr 19
96. Die Kombination aus 

ökonomischer Strangulierung, politisc
hem Druck 

und gleichzeitigen Hilfsa
ngeboten macht deutlich, 

dass d
ie USA die soziale Notlage auf der In

sel ge-

zielt fü
r einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 

Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 

Washington bis h
eute gegenüber Kuba verfolgt. In

 

einem internen Memorandum schrieb er, d
as Ziel 

müsse sein, durch wirtsc
haftlic

he Zermürbung 

»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 

Situation sin
d unübersehbar. A

uch heute setzen die 

USA gezielt auf die Verschärfung der wirtsc
haft-

lichen Krise
, blockieren Treibstoffl ie

ferungen, 

bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 

verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-

duktionsstil
lstände und Versorgungsengpässe. Erst 

wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-

lisie
rt, a

nschließend präsentiert si
ch Washington als 

Retter, sofern Havanna politisc
he Zugeständnisse

 

macht. Die nun angebotenen 100 Millio
nen US-

Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als v
on 

langer Hand geplante Erpressungsstra
tegie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-

nische Energieminister Vicente de la O Levy am 

Donnersta
g erneut: Die USA tragen direkte Ver-

antwortung für die katastro
phale Situation. Nach 

Angaben des Ministers 
fehlen dem nationalen 

Stromnetz derzeit m
ehr als 1.500 Megawatt E

rzeu-

gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 

seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 

Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 

Jeder te
chnische Defekt fü

hre unmittelbar zu wei-

teren Stromabschaltungen. Besonders b
etroffen sei 

Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 

für K
rankenhäuser, W

asserwerke und stra
tegische 

Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-

dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 

müsste
n. 

 Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 

dem Treffen mit R
atcliffe

 eine ausführliche Erklä-

rung, in der sie
 den frie

dlichen Charakter der Re-

volution betonte. Kuba ste
lle keine Bedrohung für 

die USA dar und beherberge keine terroristi
schen 

Organisationen. Zugleich signalisie
rte die Regie-

rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 

bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-

cherheit. Das sozialisti
sche System stehe jedoch 

nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 

Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 

Donnersta
g in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-

schafts- 
und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 

Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-

schärften den extraterrito
rialen Druck auf Dritts

taa-

ten und bedrohten den Frieden und internationales 

Recht. Zugleich hob er die Unterstü
tzung durch 

Staaten wie China, Russla
nd, Vietnam und Indien 

hervor, d
ie Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-

veränität unterstü
tzten. Trotz der Krise

 werde Kuba 

seinen sozialisti
schen Kurs fo

rtse
tzen, erklärte der 

Außenminister. 

→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe
 (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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Ein stille
r Sieg

Trump zu Gast in China

 Stimmt schon: Am Ende des Staats-

besuchs von US-Präsident Donald 

Trump in China wurde der W
elt 

kein Papier vorgelegt, das die neue 

Machtordnung darlegt. D
araus zu 

schließen, bei dem Treffen habe es 

keine wirklichen Entwicklungen 

gegeben, wäre natürlich verkehrt. 

Wer re
gistri

ert, w
er welche Themen 

setzen und durchsetzen konnte, wer 

am Ende mit w
elchen »Erfolgen« und 

welchen Zugeständnisse
n nach Hause 

ging, der blickt auf eine so handzahm 

auftre
tende herrsc

hende Klasse der 

USA, wie sie vor wenigen Jahren 

kaum vorste
llbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik
 

musste
n die US-Industrie

llen nicht 

mit ganz leeren Händen abreisen. 

Beijing will d
em krise

lnden Flug-

zeugherste
ller Boeing 200 Maschinen 

abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 

Motoren von General Electric, dazu 

einige noch unklare Deals, w
ie Trump 

mitteilte. Aber sie
ht es m

ittle
rweile 

so aus, w
enn die geballte US-Kapital-

macht sic
h durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 

Computerchips: N
vidia-Chef 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, 
endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestim
mte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. G
eworden ist 

daraus nichts. D
as Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so
 Trump. Klartext: W

ir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts m
achen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik
. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, d
as 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Ir
an keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisie
rt. U

nd auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertre
ter 

sichtlich nicht, allzu tro
tzig auf ihrem 

Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 

was wir brauchen, ist
 ein 9.500 Mei-

len entfernter Krieg«, und: »Wir 

wollen nicht, dass je
mand sagt, w

ir 

machen uns unabhängig, weil w
ir die 

Vereinigten Staaten im Rücken ha-

ben«, so
 Trump. Ansprüche Richtung 

Beijing stellte er keine. 

 Der chinesisc
he Erfolg der zurück-

liegenden Tage besteht, in
 diesem 

Lichte besehen, weniger in den Posi-

tionen, die man selbst d
urchsetzen 

konnte, als vielmehr darin, aller W
elt 

vorzuführen, mit w
elch höfl icher 

Zurückhaltung die USA von heute an 

Beijing herantreten müssen.

Luca von Ludwig 

→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-

scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 

für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.
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Im Bau befindliches Rechenzentrum 
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Der Hohe Repräsentant für 

Bosnien und Herzegowina regiert 

ohne demokratische Legitim
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Schließungswelle und Jobverluste in ökonomischen Kernbereichen Deutschlands – etwa bei Automobilzulieferern (Harzgerode, 5. Mai 2026)

»Wir leben in einer kapitalistischen 

Klassengesellschaft«

Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen Urban

K
ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 

dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-

bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-

rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 

reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 

aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?

Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 

Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 

Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 

unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 

die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 

zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 

leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 

Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 

Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-

rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 

Akteure.

In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 

eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 

habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-

gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 

das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-

lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-

ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 

Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-

ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 

realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 

Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-

tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 

erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.

Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-

ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 

dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-

tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 

sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 

attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 

Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 

Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.

Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 

im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 

und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-

schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 

am stärksten an?

Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.

Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 

auch?

Einverstanden, der Begriff »
Klassenkonflikt« passt, 

weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-

schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-

konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 

zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 

Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 

Ressourcen zu mobilisieren.

Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 

Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 

insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 

unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-

kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-

gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 

der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 

ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 

von Unternehmerseite als auch aus der Politik 

vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 

Sozialstaats erleben.

Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 

Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-

eintritts
alter sowie Leistungskürzungen im 

Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 

Karenztagen – durchsetzen?

Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 

konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 

Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-

sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 

leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 

immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 

historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 

und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 

Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 

Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 

Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 

funktioniert.

Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 

Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-

störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 

nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-
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 D ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-

schärften Wirtschafts- und Energieblockade 

in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 

und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 

stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-

tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 

zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-

digen Stromausfälle. Während Washington durch 

Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-

feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 

die Regierung von US-Präsident Donald Trump 

nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 

Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 

Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-

lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 

eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 

gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 

Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 

die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-

zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 

to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 

ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 

und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-

zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 

Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 

Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 

einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 

müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 

»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 

Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 

USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-

lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 

bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 

verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-

duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 

wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-

lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 

Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-

Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 

langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-

nische Energieminister Vicente de la O Levy am 

Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-

antwortung für die katastrophale Situation. Nach 

Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 

Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-

gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 

seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 

Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 

Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-

teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 

Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 

für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 

Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-

dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 

müssten.  Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 

dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-

rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-

volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 

die USA dar und beherberge keine terroristischen 

Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-

rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 

bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-

cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 

nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 

Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 

Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-

schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 

Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-

schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-

ten und bedrohten den Frieden und internationales 

Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 

Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 

hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-

veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 

seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 

Außenminister. 
→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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CIA-Chef verspricht bei Besuch in Havanna Millionenhilfen. Aber nur unter 
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Ein stiller Sieg

Trump zu Gast in China Stimmt schon: Am Ende des Staats-

besuchs von US-Präsident Donald 

Trump in China wurde der Welt 

kein Papier vorgelegt, das die neue 

Machtordnung darlegt. Daraus zu 

schließen, bei dem Treffen habe es 

keine wirklichen Entwicklungen 

gegeben, wäre natürlich verkehrt. 

Wer registriert, wer welche Themen 

setzen und durchsetzen konnte, wer 

am Ende mit welchen »Erfolgen« und 

welchen Zugeständnissen nach Hause 

ging, der blickt auf eine so handzahm 

auftretende herrschende Klasse der 

USA, wie sie vor wenigen Jahren 

kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 

mussten die US-Industriellen nicht 

mit ganz leeren Händen abreisen. 

Beijing will dem kriselnden Flug-

zeughersteller Boeing 200 Maschinen 

abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 

Motoren von General Electric, dazu 

einige noch unklare Deals, wie Trump 

mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 

so aus, wenn die geballte US-Kapital-

macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 

Computerchips: Nvidia-Chef 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestimmte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. Geworden ist 

daraus nichts. Das Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, das 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Iran keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisiert. Und auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertreter 

sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 

Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 

was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-

len entfernter Krieg«, und: »Wir 

wollen nicht, dass jemand sagt, wir 

machen uns unabhängig, weil wir die 

Vereinigten Staaten im Rücken ha-

ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 

Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-

liegenden Tage besteht, in diesem 

Lichte besehen, weniger in den Posi-

tionen, die man selbst durchsetzen 

konnte, als vielmehr darin, aller Welt 

vorzuführen, mit welch höfl icher 

Zurückhaltung die USA von heute an 

Beijing herantreten müssen.  Luca von Ludwig 

→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-

scher Strangulierung und 
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herbeigeführt haben.
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»Wir leben in einer kapitalistischen 

Klassengesellschaft«

Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen Urban

K ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 

dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-

bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-

rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 

reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 

aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?

Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 

Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 

Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 

unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 

die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 

zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 

leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 

Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 

Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-

rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 

Akteure.In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 

eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 

habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-

gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 

das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-

lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-

ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 

Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-

ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 

realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 

Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-

tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 

erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.

Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-

ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 

dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-

tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 

sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 

attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 

Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 

Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.

Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 

im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 

und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-

schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 

am stärksten an?

Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.

Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 

auch?Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 

weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-

schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-

konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 

zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 

Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 

Ressourcen zu mobilisieren.

Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 

Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 

insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 

unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-

kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-

gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 

der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 

ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 

von Unternehmerseite als auch aus der Politik 

vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 

Sozialstaats erleben.

Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 

Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-

eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im 

Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 

Karenztagen – durchsetzen?

Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 

konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 

Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-

sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 

leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 

immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 

historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 

und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 

Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 

Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 

Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 

funktioniert.
Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 

Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-

störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 

nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-
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 D
ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-
schärften Wirtschafts- und Energieblockade 
in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 
und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 
stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-
tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 
zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-
digen Stromausfälle. Während Washington durch 
Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-
feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 
die Regierung von US-Präsident Donald Trump 
nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 
Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 
Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-
lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 
eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-
rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 
gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 
Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 
die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-
zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 
to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 
ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 
und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 
dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-
zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 
Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 
Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 
einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 
müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 
»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 
Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 
USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-
lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 
bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 
verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-
duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 
wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-
lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 
Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-
Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 
langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-
nische Energieminister Vicente de la O Levy am 
Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-
antwortung für die katastrophale Situation. Nach 
Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 
Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-
gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 
seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 
Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 
arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 
Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-
teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 
Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 
für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 
Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-
dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 
müssten. 

 Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 
dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-
rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-
volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 
die USA dar und beherberge keine terroristischen 
Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-
rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 
bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-
cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 
nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 
Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 
Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-
schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 
Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-
schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-
ten und bedrohten den Frieden und internationales 
Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 
Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 
hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-
veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 
seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 
Außenminister. 
→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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CIA-Chef verspricht bei Besuch in Havanna Millionenhilfen. Aber nur unter 
Voraussetzung eines Systemwechsels . Von   Kurt Terstegen 
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Ein stiller Sieg
Trump zu Gast in China

 Stimmt schon: Am Ende des Staats-
besuchs von US-Präsident Donald 
Trump in China wurde der Welt 
kein Papier vorgelegt, das die neue 
Machtordnung darlegt. Daraus zu 
schließen, bei dem Treffen habe es 
keine wirklichen Entwicklungen 
gegeben, wäre natürlich verkehrt. 
Wer registriert, wer welche Themen 
setzen und durchsetzen konnte, wer 
am Ende mit welchen »Erfolgen« und 
welchen Zugeständnissen nach Hause 
ging, der blickt auf eine so handzahm 
auftretende herrschende Klasse der 
USA, wie sie vor wenigen Jahren 
kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 
mussten die US-Industriellen nicht 
mit ganz leeren Händen abreisen. 
Beijing will dem kriselnden Flug-
zeughersteller Boeing 200 Maschinen 
abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 
Motoren von General Electric, dazu 
einige noch unklare Deals, wie Trump 
mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 
so aus, wenn die geballte US-Kapital-
macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 
Computerchips: Nvidia-Chef 
 Jensen Huang hatte sich offenkundig 
erhofft, endlich zu erreichen, dass 
Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 
und bestimmte KI-Prozessoren aus 
seinem Hause kauft. Geworden ist 
daraus nichts. Das Thema sei zwar 
angesprochen worden, doch die 
Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 
entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 
sind aufgelaufen und können da jetzt 
auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 
einzige wirkliche Zugeständnis, das 
die USA Beijing abringen konnten, 
war die Aussage, dass Iran keine 
Atomwaffen besitzen soll – was ohne-
hin nicht unbedingt auf der chinesi-
schen Agenda stand. Die offensichtli-
che US-amerikanische Hoffnung, die 
Volksrepublik bewegen zu können, 
Teheran in Washingtons Sinne zu 
einem Deal zu drängen, wurde nicht 
realisiert. Und auch bei der Taiwan-
Frage trauten sich die US-Vertreter 
sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 
Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 
was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-
len entfernter Krieg«, und: »Wir 
wollen nicht, dass jemand sagt, wir 
machen uns unabhängig, weil wir die 
Vereinigten Staaten im Rücken ha-
ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 
Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-
liegenden Tage besteht, in diesem 
Lichte besehen, weniger in den Posi-
tionen, die man selbst durchsetzen 
konnte, als vielmehr darin, aller Welt 
vorzuführen, mit welch höfl icher 
Zurückhaltung die USA von heute an 
Beijing herantreten müssen.

  Luca von Ludwig 
→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-
scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 
dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 
für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.
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Energiebedarfs im US-Bundesstaat
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Köder geschluckt. Ranghohe CDU-
Funktionäre fielen offenbar auf 
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Statthalter  →  
Der Hohe Repräsentant für 
Bosnien und Herzegowina regiert 
ohne demokratische Legitimation
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Schließungswelle und Jobverluste in ökonomischen Kernbereichen Deutschlands – etwa bei Automobilzulieferern (Harzgerode, 5. Mai 2026)»Wir leben in einer kapitalistischen Klassengesellschaft«Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen UrbanK ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-bar miteinander verbunden sind, weil Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-
rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 
reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 
aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?Mit dem Argument, dass Vertreter solcher Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 

Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 
unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 
zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 
leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 
Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-

rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 
Akteure.
In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 
eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 
habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 

das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-
lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-
ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 
Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-
ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 
realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 
Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-
tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 
erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.
Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-
ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 
dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-
tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 
sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 
attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 
Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 
Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 

im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 
und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-
schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 
am stärksten an?
Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 
auch?
Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 
weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 

zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 
Ressourcen zu mobilisieren.Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 
insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 
unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-
kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-
gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 
der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 
ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 
von Unternehmerseite als auch aus der Politik vehemente Versuche des Um- und Abbaus des Sozialstaats erleben.Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 
Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 

Karenztagen – durchsetzen?Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 
konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-

sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 
leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 
immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 
historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 

Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 
Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 
Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 
funktioniert.
Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 
Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-
störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 
nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-
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 D ie US-Regierung hat Kuba mit ihrer ver-

schärften Wirtschafts- und Energieblockade 

in eine dramatische Versorgungskrise ge-

trieben. Seit Monaten fehlen Treibstoff, Ersatzteile 

und Devisen. Große Teile des öffentlichen Lebens 

stehen still – das betrifft auch das Gesundheitssys-

tem. In Havanna und anderen Städten protestieren 

zunehmend verzweifelte Menschen gegen die stän-

digen Stromausfälle. Während Washington durch 

Sanktionen und Drohungen gegen potentielle Öllie-

feranten die Krise weiter verschärft, inszeniert sich 

die Regierung von US-Präsident Donald Trump 

nun als humanitärer Helfer: CIA-Direktor John 

Ratcliffe reiste am Donnerstag überraschend nach 

Havanna und bot öffentlich 100 Millionen US-Dol-

lar »Hilfe« an – allerdings nur unter Voraussetzung 

eines »System-Changes«. Parallel berichten meh-

rere US-Medien, Washington bereite eine Anklage 

gegen den ehemaligen kubanischen Präsidenten 

Raúl Castro vor. Vorgeworfen wird dem 94jährigen 

die Verantwortung für den Abschuss zweier Flug-

zeuge der antikubanischen Organisation »Brothers 

to the Rescue« im Jahr 1996. Die Kombination aus 

ökonomischer Strangulierung, politischem Druck 

und gleichzeitigen Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale Notlage auf der Insel ge-

zielt für einen Regimewechsel herbeigeführt haben. 

 Bereits 1960 hatte der ehemalige US-Diplomat 

Lester Mallory offen die Strategie formuliert, die 

Washington bis heute gegenüber Kuba verfolgt. In 

einem internen Memorandum schrieb er, das Ziel 

müsse sein, durch wirtschaftliche Zermürbung 

»Hunger, Verzweifl ung und den Sturz der Regie-

rung« herbeizuführen. Die Parallelen zur aktuellen 

Situation sind unübersehbar. Auch heute setzen die 

USA gezielt auf die Verschärfung der wirtschaft-

lichen Krise, blockieren Treibstoffl ieferungen, 

bedrohen Handelspartner mit Sanktionen und 

verschärfen damit Stromausfälle, sorgen für Pro-

duktionsstillstände und Versorgungsengpässe. Erst 

wurde die ökonomische Lage systematisch destabi-

lisiert, anschließend präsentiert sich Washington als 

Retter, sofern Havanna politische Zugeständnisse 

macht. Die nun angebotenen 100 Millionen US-

Dollar erscheinen vor diesem Hintergrund als von 

langer Hand geplante Erpressungsstrategie. 

 Im kubanischen Fernsehen betonte der kuba-

nische Energieminister Vicente de la O Levy am 

Donnerstag erneut: Die USA tragen direkte Ver-

antwortung für die katastrophale Situation. Nach 

Angaben des Ministers fehlen dem nationalen 

Stromnetz derzeit mehr als 1.500 Megawatt Erzeu-

gungskapazität. Mehrere thermische Kraftwerke 

seien wegen technischer Defekte ausgefallen, da-

runter das Kraftwerk »Antonio Guiteras« sowie die 

Anlage »Lidio Ramón Pérez« in Holguín. Zugleich 

arbeite das Stromsystem praktisch ohne Reserven. 

Jeder technische Defekt führe unmittelbar zu wei-

teren Stromabschaltungen. Besonders betroffen sei 

Havanna, wo zahlreiche »geschützte« Stromkreise 

für Krankenhäuser, Wasserwerke und strategische 

Einrichtungen Priorität genießen und deshalb an-

dere Wohngebiete noch länger abgeschaltet werden 

müssten.  Die kubanische Regierung veröffentlichte nach 

dem Treffen mit Ratcliffe eine ausführliche Erklä-

rung, in der sie den friedlichen Charakter der Re-

volution betonte. Kuba stelle keine Bedrohung für 

die USA dar und beherberge keine terroristischen 

Organisationen. Zugleich signalisierte die Regie-

rung Bereitschaft zur begrenzten Zusammenarbeit 

bei Fragen der Strafverfolgung und regionalen Si-

cherheit. Das sozialistische System stehe jedoch 

nicht zur Verhandlung. Auch Außenminister Bruno 

Rodríguez prangerte auf einem BRICS-Treffen am 

Donnerstag in Neu-Delhi den »brutalen« Wirt-

schafts- und Energiekrieg der USA gegen Kuba an. 

Die jüngsten Dekrete der Regierung Trump ver-

schärften den extraterritorialen Druck auf Drittstaa-

ten und bedrohten den Frieden und internationales 

Recht. Zugleich hob er die Unterstützung durch 

Staaten wie China, Russland, Vietnam und Indien 

hervor, die Kuba beim Ausbau seiner Energiesou-

veränität unterstützten. Trotz der Krise werde Kuba 

seinen sozialistischen Kurs fortsetzen, erklärte der 

Außenminister. 
→  Siehe auch Seite 16 
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Erst stürzen die USA Kuba in die Krise, dann kommt CIA-Chef Ratcliffe (l.) mit großen Versprechungen (Havanna, 14.5.2026)
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CIA-Chef verspricht bei Besuch in Havanna Millionenhilfen. Aber nur unter 

Voraussetzung eines Systemwechsels . Von   Kurt Terstegen 
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Ein stiller Sieg

Trump zu Gast in China Stimmt schon: Am Ende des Staats-

besuchs von US-Präsident Donald 

Trump in China wurde der Welt 

kein Papier vorgelegt, das die neue 

Machtordnung darlegt. Daraus zu 

schließen, bei dem Treffen habe es 

keine wirklichen Entwicklungen 

gegeben, wäre natürlich verkehrt. 

Wer registriert, wer welche Themen 

setzen und durchsetzen konnte, wer 

am Ende mit welchen »Erfolgen« und 

welchen Zugeständnissen nach Hause 

ging, der blickt auf eine so handzahm 

auftretende herrschende Klasse der 

USA, wie sie vor wenigen Jahren 

kaum vorstellbar gewesen wäre. 

 Sicher, bei der Handelspolitik 

mussten die US-Industriellen nicht 

mit ganz leeren Händen abreisen. 

Beijing will dem kriselnden Flug-

zeughersteller Boeing 200 Maschinen 

abkaufen, ebenso 450 (kein Witz) 

Motoren von General Electric, dazu 

einige noch unklare Deals, wie Trump 

mitteilte. Aber sieht es mittlerweile 

so aus, wenn die geballte US-Kapital-

macht sich durchzusetzen versucht? 

 Noch deutlicher die Frage der 

Computerchips: Nvidia-Chef 

 Jensen Huang hatte sich offenkundig 

erhofft, endlich zu erreichen, dass 

Beijing seine Blockadehaltung aufgibt 

und bestimmte KI-Prozessoren aus 

seinem Hause kauft. Geworden ist 

daraus nichts. Das Thema sei zwar 

angesprochen worden, doch die 

Chinesen »wollen lieber ihre eigenen 

entwickeln«, so Trump. Klartext: Wir 

sind aufgelaufen und können da jetzt 

auch nichts machen. 

 Ähnlich in der Außenpolitik. Das 

einzige wirkliche Zugeständnis, das 

die USA Beijing abringen konnten, 

war die Aussage, dass Iran keine 

Atomwaffen besitzen soll – was ohne-

hin nicht unbedingt auf der chinesi-

schen Agenda stand. Die offensichtli-

che US-amerikanische Hoffnung, die 

Volksrepublik bewegen zu können, 

Teheran in Washingtons Sinne zu 

einem Deal zu drängen, wurde nicht 

realisiert. Und auch bei der Taiwan-

Frage trauten sich die US-Vertreter 

sichtlich nicht, allzu trotzig auf ihrem 

Standpunkt zu bestehen. »Das letzte, 

was wir brauchen, ist ein 9.500 Mei-

len entfernter Krieg«, und: »Wir 

wollen nicht, dass jemand sagt, wir 

machen uns unabhängig, weil wir die 

Vereinigten Staaten im Rücken ha-

ben«, so Trump. Ansprüche Richtung 

Beijing stellte er keine. 

 Der chinesische Erfolg der zurück-

liegenden Tage besteht, in diesem 

Lichte besehen, weniger in den Posi-

tionen, die man selbst durchsetzen 

konnte, als vielmehr darin, aller Welt 

vorzuführen, mit welch höfl icher 

Zurückhaltung die USA von heute an 

Beijing herantreten müssen.  Luca von Ludwig 

→ Siehe Seite 2
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Die Kombination aus ökonomi-

scher Strangulierung und 

Hilfsangeboten macht deutlich, 

dass die USA die soziale 

Notlage auf der Insel gezielt 

für einen Regimewechsel 

herbeigeführt haben.

Stromfresser  →  
Im Bau befindliches Rechenzentrum 

in Ohio benötigt ein Drittel des 

Energiebedarfs im US-Bundesstaat

Staubsauger  →  
Köder geschluckt. Ranghohe CDU-

Funktionäre fielen offenbar auf 

Phishingangriffe per Signal-App herein

Statthalter  →  
Der Hohe Repräsentant für 

Bosnien und Herzegowina regiert 

ohne demokratische Legitimation
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Schließungswelle und Jobverluste in ökonomischen Kernbereichen Deutschlands – etwa bei Automobilzulieferern (Harzgerode, 5. Mai 2026)

»Wir leben in einer kapitalistischen 

Klassengesellschaft«

Krise im Gesundheitswesen, Krise im Rentensystem und der Trend zu Deindustrialisierung und Aufrüstung. 

Ein Gespräch mit IG-Metall-Sozialvorstand Hans-Jürgen Urban

K ollege Urban, Sie betonen regelmäßig, 

dass Sozialpolitik und Tarifpolitik untrenn-

bar miteinander verbunden sind, weil 

Beschäftigte immer auch Eltern, Pflegeangehö-

rige oder Rentnerinnen und Rentner sind. Wie 

reagieren Sie auf Stimmen, die Gewerkschaften 

aus der Sozialpolitik heraushalten wollen?

Mit dem Argument, dass Vertreter solcher 

Positionen offensichtlich schlecht informiert sind. 

Aufgabe von Gewerkschaften ist es – so steht es in 

unseren Satzungen und in vielen Beschlüssen –, 

die Arbeits- und Lebensbedingungen derjenigen 

zu verbessern, die von abhängiger Erwerbsarbeit 

leben. Das gelingt vor allem über Betriebs- und 

Tarifpolitik, aber niemals ohne sozialpolitische 

Interessenvertretung. Insofern sind wir von unse-

rem Selbstverständnis her zentrale sozialpolitische 

Akteure.In der IG-Metall-Debatte »Hat der Sozialstaat 

eine Zukunft?« sagten Sie, die Gewerkschaft 

habe den Auftrag, Arbeits- und Lebensbedin-

gungen solidarisch zu verbessern. Was bedeutet 

das konkret für die kommenden Jahre?

Das bedeutet, dass wir in der aktuellen wirtschaft-

lichen, politischen und kulturellen Umbruchsitu-

ation daran arbeiten müssen, ein neues soziales 

Sicherheitsversprechen für Menschen in abhängi-

ger Beschäftigung zu formulieren und politisch zu 

realisieren. Dekarbonisierung, demographischer 

Wandel, Globalisierung und weitere Transforma-

tionsprozesse sind unvermeidbar, bringen aber 

erhebliche soziale Risiken für Beschäftigte mit sich.

Unsere Aufgabe ist es daher in den nächsten Jah-

ren – und wohl darüber hinaus –, sicherzustellen, 

dass unsere Mitglieder und alle abhängig Beschäf-

tigten nicht zu Verlierern dieser Umbrüche werden, 

sondern sich aktiv beteiligen können, weil eine 

attraktive soziale Perspektive für sie gesichert wird. 

Sozialpolitik ist dafür mit Blick auf Alterssicherung, 

Arbeitsmarkt und Pflege unverzichtbar.

Sie warnen seit Jahren vor einem »Kahlschlag« 

im Sozialstaat, besonders bei Rente, Gesundheit 

und Pflege. Welche politischen oder ökonomi-

schen Kräfte treiben diese Kürzungsorgie aktuell 

am stärksten an?

Die Felder der Sozialpolitik sind immer Felder 

harter Verteilungskonflikte.

Andere sprechen von Klassenkonflikten – Sie 

auch?Einverstanden, der Begriff »Klassenkonflikt« passt, 

weil wir in einer kapitalistischen Klassengesell-

schaft leben. Diese Konflikte sind Verteilungs-

konflikte zwischen Kapital und Arbeit, aber auch 

zwischen anderen gesellschaftlichen Gruppen. 

Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, Macht und 

Ressourcen zu mobilisieren.

Gegenwärtig erleben wir erneut, dass es der Unter-

nehmerseite besonders gut gelingt, politischen 

Einfluss auszuüben. Das verwundert nicht, weil 

insbesondere die Unionsparteien traditionell eher 

unternehmensnah agieren. Und die Sozialdemo-

kratie bildet gegenwärtig kein wirkliches Gegen-

gewicht. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler und 

der CDU/CSU als stärkster Kraft in der Koalition 

ist es daher wenig überraschend, dass wir sowohl 

von Unternehmerseite als auch aus der Politik 

vehemente Versuche des Um- und Abbaus des 

Sozialstaats erleben.

Wie können Gewerkschafterinnen und Gewerk-

schafter verhindern, dass wirtschaftsnahe Kräfte 

Rentenkürzungen durch ein höheres Renten-

eintrittsalter sowie Leistungskürzungen im 

Krankheitsfall – etwa durch die Einführung von 

Karenztagen – durchsetzen?

Dazu lässt sich eine allgemeine und eine historisch 

konkrete Antwort formulieren. Allgemein gilt: 

Wenn wir davon ausgehen, dass wir in einer Klas-

sengesellschaft mit einer kapitalistischen Ökonomie 

leben, müssen wir auch davon ausgehen, dass wir 

immer wieder ökonomische Krisen erleben. Und 

historisch hat sich gezeigt, dass Unternehmen 

und ihre Verbände in solchen Phasen versuchen, 

Krisenkosten auf Beschäftigte abzuwälzen, um ihre 

Verteilungsinteressen zu sichern. Das folgt aus den 

Grundprinzipien, nach denen unsere Wirtschaft 

funktioniert.
Gegenwärtig leben wir jedoch in einer besonderen 

Situation, die mit der zunehmenden Umweltzer-

störung und der notwendigen Dekarbonisierung – 

nicht nur, aber auch der industriellen Wertschöp-

→ Fortsetzung auf Seite zwei
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Berliner 
Gesundheitswesen: 

Auf Talfahrt

Wenn der Antifaschismus zum 
Sicherheitsrisiko erklärt wird

Zwei Jahre lang war es ein fester Termin im 
Berliner Sommer: das antifaschistische Freiluft-
kino am Ernst-Thälmann-Denkmal in Prenzlauer 
Berg. Jetzt hat das grün geführte Bezirksamt 
Pankow den Veranstaltern die Genehmigung für 
die dritte Vorführung entzogen – ausgerechnet 
für den DEFA-Klassiker „Die Fahne von Kriwoj 
Rog" (1967), ein Film über den antifaschisti-
schen Widerstand von Bergleuten im Mansfelder 
Land.

Die Begründung ist an Zynismus kaum zu 
überbieten: „Vor dem Hintergrund des fortdau-
ernden bewaffneten Konflikts zwischen der 
Russischen Föderation und der Ukraine" sei zu 
befürchten, dass ein Film mit „Bezug zu militäri-
schen oder kriegerischen Ereignissen" geeignet 
sei, „erhebliche Kontroversen" auszulösen, heißt 
es im Bescheid. Man fasst es nicht: Damit wird 
ein Streifen aus dem Jahr 1967, der von deut-

schen und ukrainischen Bergleuten erzählt, die 
gemeinsam eine rote Fahne vor den Faschisten 
retten, zur potenziellen Bedrohung des öffentli-
chen Friedens erklärt. Dass der Film keinen Be-
zug zum heutigen Kriegsgeschehen hat, spielt 
keine Rolle. Es dürfte dem Bezirksamt auch gar 
nicht um den konkreten Inhalt gehen, sondern 
vermutlich ist es die Absicht, alles, was an die 
deutsch-sowjetische Freundschaft erinnert, aus 
der Öffentlichkeit zu verbannen

Diese Willkür steht nicht für sich. Sie reiht 
sich ein in eine Kette von Eingriffen, mit denen 
antifaschistisches Gedenken in Berlin syste-
matisch unter Verdacht gestellt wird: Fahnen-
verbote am Tag der Befreiung, neue Gummipa-
ragraphen im Strafrecht, Berufsverbote wegen 
Palästina-Solidarität. Auch am sowjetischen 
Ehrenmal in Treptow mehren sich Bestrebun-
gen, die Erinnerung an die Befreiung vom Fa-

schismus umzudeuten und in eine genehmere 
Erzählung zu pressen. Das Deutsch-Russische 
Haus in Berlin wiederum soll so weit sanktio-
niert werden, dass es dichtmachen muss. Das 
Muster ist immer dasselbe: Wer an die Rolle der 
Roten Armee im Kampf gegen den Faschismus 
erinnert, gerät ins Visier.

Diese engmaschige Kontrolle des öffent-
lichen Raums ist kein Ausrutscher einzelner 
Ämter, sondern ein Teil der Kriegsvorbereitung 
gegen Russland, der auch vor der eigenen Ge-
schichte nicht haltmacht. Es geht darum, ein für 
alle Mal festzuschreiben: Der Aggressor war und 
ist immer „der Russe“.

Die DKP klagt gemeinsam mit den anderen 
Veranstaltern gegen dieses Verbot. Unsere Kul-
tur und unsere Geschichte lassen wir uns nicht 
nehmen! Unterstützt uns im Wahlkampf, damit 
wir gemeinsam den Antifaschismus verteidigen 
und dem Geschichtsrevisionismus entgegentre-
ten.

Gruppe Pankow

Wer täglich mit U-Bahn, Straßenbahn, Bus oder 
S-Bahn unterwegs ist, kennt die Realität: Verspätun-
gen, Zugausfälle und überfüllte Fahrzeuge gehö-
ren längst zum Alltag. Der allmähliche Verfall des 
Berliner Nahverkehrs ist jedoch kein Naturereignis, 
sondern die Folge einer Politik, die – an der interna-
tionalen Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kapi-
tals ausgerichtet - die öffentliche Daseinsvorsorge 
immer stärker angeblichen Sparzwängen unterwirft.

Nach der Berliner Bankenkrise zum Beginn der 
2000er Jahre setzte der SPD-PDS/Die Linke-Se-
nat einen jahrelangen Sparkurs durch. Bei der BVG 
wurden Investitionen in Fahrzeuge, Werkstätten und 
Personal über Jahre verschoben, während Berlin um 

Hunderttausende Einwohner wuchs und die Fahr-
gastzahlen stiegen. Neue Züge wurden zu spät be-
stellt, alte mussten weit über ihre geplante Einsatz-
dauer fahren, Personalmangel vom Fahrdienst bis in 
die Werkstätten verschärften die Situation. 

Auch die S-Bahn leidet bis heute unter Fehlent-
scheidungen mit jahrzehntelangen Folgen. Die Krise 
von 2009 zeigte, wohin Rationalisierung und Kos-
tendruck bei Wartung und Instandhaltung führen. 
Damals mussten nach einem Achsenbruch bei dem 
damals neuesten Fahrzeugmodell zunächst fast 90 
Prozent des Wagenparks aus dem Verkehr gezogen 
werden – ältere Modelle hatte man in den Jahren 
zuvor vorschnell verschrottet, um Werkstattkapa-

zitäten einzusparen. Hinzu kamen und kommen 
eine überalterte Infrastruktur und ein Schienennetz 
an der Belastungsgrenze, was regelmäßig zu ab-
schnittsweisen Streckensperrungen führt.

Ein übriges taten die jahrelangen Ausschrei-
bungs- und Privatisierungspläne des Senats (Zer-
brechen des S-Bahn-Netzes in drei Subsysteme), die 
besonders durch die damalige Grüne-Verkehrssena-
torin Günter forciert wurden. Sie banden zusätzliche 
Ressourcen und verzögerten notwendige Investi-
tionen – die damit beabsichtigte Zerschlagung öf-
fentlicher Verkehrsstrukturen war und ist eben kein 
Fortschritt, sondern bewusste Politik, die „freien 
Wettbewerb“ über Versorgungssicherheit stellt. 

Jetzt droht sich die Misere zu verschärfen. 
Der Kurs der Bundesregierung zur Herstellung der 
Kriegstüchtigkeit lenkt Hunderte Milliarden in Ra-
keten, Drohnen, Panzer, U-Boote, Bundeswehr. Was 
jedoch für Waffen und Rüstungskonzerne bereitge-
stellt wird, wird beim öffentlichen Nahverkehr (und 
beileibe nicht nur dort) fehlen. 

Die DKP Berlin tritt deshalb auch in der Ver-
kehrspolitik für einen Kurswechsel ein: Statt dass 
Milliarden in die Aufrüstung oder in den Weiterbau 
der Autobahn A 100 fließen, müssen diese Gelder 
u.a. für Busse und Bahnen zur Verfügung gestellt 
werden – für Fahrzeuge, Werkstätten, Personal und 
Infrastruktur. Die Beschäftigten brauchen bessere 
Arbeitsbedingungen und höhere Löhne, damit ge-
nügend Fachkräfte gewonnen werden können. Die 
S-Bahn gehört vollständig in die öffentliche Hand, 
jede weitere Privatisierung muss verhindert werden, 
wie z.B. die geplante Übertragung der Wartung der 
S-Bahn-Züge an die Konzerne Siemens und Stadler. 

Langfristiges Ziel bleibt ein kostenloser, aus öf-
fentlichen Mitteln finanzierter Nahverkehr. Gute Mo-
bilität ist keine Ware, sondern Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und Voraussetzung für soziale 
Teilhabe sowie wirksamen Klimaschutz. 

   Rainer Perschewski

In der Berliner Gesundheitsversorgung kri-
selt es schon lange. Bedingt durch verweigerte 
staatliche Investitionshilfen und durch die Fi-
nanzierung über Fallpauschalen geraten Klini-
ken zunehmend in finanzielle Schieflagen. Den 
Anfang machte das Wenckebach-Krankenhaus 
in Tempelhof. Es folgte die Schlossparkklinik 
in Charlottenburg und es wird folgen das DRK-
Krankenhaus im Wedding. Auf der Kippe steht 
das Jüdische Krankenhaus, ebenfalls im Wed-
ding. Weitere Häuser werden hinzukommen, 
denn dies ist politisch so gewollt.

Mit dem am 10. Juli verabschiedeten Spar-
gesetz, dem so genannten Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz, setzt die Bundesregierung nun 
die Axt an die Strukturen der Gesundheitsversor-
gung. Neben steigenden Zuzahlungen durch die 
Patienten wird die Finanzierung der ambulanten 
ärztlichen Versorgung rigoros gedeckelt. Das 
wird dazu führen, dass Facharzttermine reine 
Glückssache oder aber eine Frage des Geldbeu-
tels werden. Die unweigerliche Folge wird ein 
Ansturm auf die verbliebenen Rettungsstellen 
der Kliniken sein. 

Das Spargesetz begrenzt jedoch auch die 
Zahlungen an die Krankenhäuser: Die Refinan-
zierung von Lohnanpassungen durch Tarifab-
schlüsse wird entfallen. Das Pflegebudget der 
Krankenhäuser wird gedeckelt und somit die 
realen Kosten der Pflege nicht abgedeckt. Das 
und weitere Maßnahmen werden die Kliniken 
tief in die roten Zahlen bringen. Die Folgen wer-
den aber nicht nur zulasten der Patienten gehen, 
sondern auch auf dem Rücken der Beschäftig-
ten ausgetragen. Inflationsausgleich durch gute 
Tarifergebnisse erscheint so kaum noch durch-
setzbar. 

Bereits Erreichtes wird nun in Frage gestellt. 
Bereits im Mai hatte die Charité den geltenden 
Entlastungstarifvertrag gekündigt. Ein schwie-
riger Abwehrkampf steht den Beschäftigten 
bevor, um das bisher Erkämpfte zu verteidigen. 
Das trifft auch auf die kommenden Lohnrunden 
zu. Bei Personalkosten wird gern zuerst gespart, 
denn zwei Drittel der Kosten in den Kliniken 
sind Personalkosten. In Berlin trifft diese Ver-
knappung von Ressourcen allerdings auf kampf-
erprobte Belegschaften, zumindest bei Vivantes, 
Charité und einzelnen anderen Häusern. Immer 
wieder gab es in Berlin in den letzten 40 Jahren 
(und auch davor) große und auch erfolgreiche 
Kämpfe von Klinikbeschäftigten. Wir stehen im 
Gesundheitswesen wie auch in anderen Berei-
chen (Soziales, Bildung) vor einer langwierigen 
Auseinandersetzung. Es geht um nicht weniger 
als den Erhalt des Zugangs zu Gesundheit, Teil-
habe und Bildung in dieser Stadt.

Betriebsaktiv Gesundheit

Berliner Nahverkehr – die 
Bevölkerung zahlt die Rechnung 

für Sparpolitik und Kriegskurs
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Jugendoffiziere sollen in Berliner 
Schulen ein- und ausgehen können

Die Entwicklung Berlins zu einem zentralen 
Rüstungsstandort ist in vollem Gange. Neueste 
Kriegstechnologie wird von inzwischen hunderten 
von Firmen inmitten der Stadt entwickelt. Um die-
se Aktivitäten noch besser zu bündeln, haben die 
Industrie- und Handelskammer und der Berliner Se-
nat am 27. April die Initiative „TechHUB SVI OST“ 
vorgestellt.

Die Abkürzung bedeutet: „Technology Hub 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie Ost“. 
Die verquaste Abkürzung mit ihrer Mischung aus 
Deutsch und Englisch, Groß- und Kleinschreibung 
ist keinesfalls nur der typische Berliner Angeberjar-
gon aus dem Munde hiesiger Politgrößen. Denn es 
war schon erschreckend, als Wirtschaftssenatorin 
Giffey (SPD) dann erzählte: Bereits „130 Unterneh-
men aus der Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie sind in der Hauptstadtregion ansässig“ sowie 
„über 400 Unternehmen, die im Dual-Use-Bereich 
Produkte, Software und Technologien erarbeiten“. 
Allerdings hatte rbb24 schon am 12.8.2025 berich-
tet, dass 100 solcher Firmen von der Berliner Wirt-
schaftsförderung Berlin Partner „betreut werden“.

„Dual Use“ – ein verschleierndes Englisch, was 
übersetzt „zweifache Verwendung“ heißt, nämlich 
im zivilen und im militärischen Bereich. Doch das 
zweite ist das, worauf es ankommt. Ein „Letter of 
Intent“ („Absichtserklärung“) der Initiative „Tech-
HUB …“ erklärt: „Übergeordnetes Ziel des TechHUB 
SVI Ost ist es, Innovationen, Wertschöpfung und 
Wachstum der Sicherheits- und Verteidigungs-
industrie in der Region zu fördern und damit einen 
Beitrag zu Resilienz und Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands und seiner Partner zu leisten.“

Der Standort Berlin hat, so die Erklärung weiter, 
dafür einiges zu bieten, nämlich z.B. den „Haupt-
stadtvorteil“: „Berlin ist ein zentraler europäischer 
Knotenpunkt politischer Entscheidungsprozesse. 
Die Nähe zu Ministerien, Bundeswehr, Botschaften, 
nationalen Sicherheitsbehörden sowie dem Na-
tionalen Sicherheitsrat schafft ideale Bedingungen 
für ein strategisch eingebettetes DefTech- und SVI 
Ökosystem.“ („DefTech“ heißt wohl Verteidigungs-
technologie, aber wer will Böses dabei ahnen, wenn 
das Ganze doch in ein Ökosystem eingebettet ist.) 
Und die Erklärung verrät, was hinter Senatorin Gif-

feys Zahlen steckt: „Berlin verfügt über exzellente 
Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, 
Reallabore und Testfelder … darunter etablierte 
Defence-Unternehmen, spezialisierte Industriebe-
triebe entlang der gesamten Lieferkette und ein 
dynamisches Dual-Use-Startup-Ökosystem. Leis-
tungsstarke Netzwerke in Schlüsseltechnolo-
gien wie KI, Cyber Security, additive Fertigung, 
Quantentechnologie, Mikroelektronik, Leichtbau, 
Drohnentechnologie, Optik/Photonik, Robotik, Ma-
terialforschung, Sensorik sowie Luft- und Raum-
fahrttechnik sind in der Hauptstadt ansässig.“

Auf dem ehemaligen Flughafen Tegel werden 
Teile dieses undurchsichtigen Netzes räumlich ge-
bündelt. Dort ist in den vergangenen Jahren die „Ur-
ban Tech Republic“entstanden. Sie soll Teil eines 
zukünftigen neuen Stadtviertels sein und an ein 
neu zu schaffendes Naturschutzgebiet angrenzen. 
Hier ist das Start-up German Drones angesiedelt, 
das mit seinen Aufklärungsdrohnen (früher z.B. in 
der Landwirtschaft oder beim Katastrophenschutz 
im Einsatz) mittlerweile sowohl in Tegel als auch 
in Kiew für den militärischen Einsatz produziert. In 
unmittelbarer Nachbarschaft finden sich weitere 
Start-ups aus dem Bereich „DefTech“ (nennen wir 
es auf gut Deutsch: Kriegstechnologie) wie Project 
Q, Promethion, Radiant oder Sapper Intelligence.

Ein weiterer Ort der Berliner Start-up-Szene 
existiert bereits seit 2013 im Tempelhofer Orts-

teil Mariendorf auf dem Gelände eines ehemaligen 
Gaswerks. Der „Marienpark“ hat seine Entwicklung: 
Wo früher ein Brauerei-Start-up Bier braute (und 
mittlerweile pleite ist), findet sich jetzt der „Resi-
lience Technology Campus“. Dieser „Campus“ gibt 
einen Einblick in die Zukunft einer militarisierten 
Start-up-Welt. Es vereint die Bereiche Künstliche In-
telligenz, 3D-Druck-Technologien und Cyber Securi-
ty Innovationen – Kernbereiche von „DefTech“. Hier 
fand im Juli dieses Jahres wieder die „European 
Defence Tech Week“ statt, bei der auch Teilnehmer 
aus der Ukraine eingeladen sind, die in ihrer Heimat 
praktisch erproben dürften, was in Mariendorf aus-
gebrütet wird. Teil dieser Veranstaltungswoche ist 
auch der „European Defence Tech Hackaton“. Es 
zeigt sich: Die einst als Subkultur gestartete IT- und 
Computerszene ist für die Cyber-Krieger ohne wei-
teres anschlussfähig. 

Das führende Berliner Rüstungsunternehmen 
Stark Defence (mit Niederlassungen in London, 
Kiew, Stockholm und neuerdings Athen) bestätigt 
das. Auf der Website der „Berliner Wirtschaft“ er-
klärte Firmen-Mitgründer Schaback am 1.12.2025, 
warum es die Firma nicht mehr in München hielt: 
„Berlin steht für eine technologisch starke Gründer-
szene und bietet ein einzigartiges strategisches 
Ökosystem aus Wirtschaftsakteuren, Forschungs-
einrichtungen und staatlichen Institutionen, die den 
akuten Bedarf an sicherheitsrelevanten Innovatio-
nen erkennen.“ Denn „entstanden aus einem aku-
ten Bedarf der ukrainischen Streitkräfte, entwickelt 
STARK innovative Systeme, die der Realität moder-
ner Kriegführung gerecht werden“, so die Firma in 
einer kurzen Selbstdarstellung für ihren kommen-
den Auftritt auf der Nürnberger Messe enforce-tac. 
Bei einem Blick auf die Website des Unternehmens 
wird sofort klar, worum es geht: Kamikaze-Drohnen 
(tragbar oder rohrgestützt), See-Drohnen, Software 
für Drohnensteuerung, kurz: unbemannte Waffen-
systeme für den Kriegseinsatz in der Ukraine.

Berlins neue Rüstungsindustrie spielt somit 
eine wichtige Rolle in der von Kanzler Merz am 
14. April verkündeten strategischen Partnerschaft 
Deutschlands und der Ukraine. Die ganze Entwick-
lung ist brandgefährlich: Mit dem Aufbau einer 
Kriegswirtschaft versucht die Regierung das Ab-
gleiten Deutschlands in die wirtschaftliche Dauer-
krise zu verhindern. Aber die für die Rüstung ver-
ausgabten Schulden-Milliarden müssen sich am 
Ende „rentieren“. Kommt darum der offene Krieg 
gegen Russland, wird die Rüstungshauptstadt Ber-
lin zu einem der vorrangigen Kriegsziele. Kommt 
er nicht, wird sich der ökonomische Niedergang 
Deutschlands beschleunigen.

Redaktion Anstoß

Ohne öffentliche Debatte, ohne vorherige 
Konsultation der Schulen, der Lehrergewerk-
schaft GEW oder der Elternvertretungen hat der 
Berliner Senat Anfang Juni eine Kooperations-
vereinbarung mit der Bundeswehr unterzeichnet. 
Am 8. Juni unterschrieben Bildungssenatorin 
Günther-Wünsch (CDU), der Kommandeur des 
Landeskommandos Berlin Brigadegeneral Busch 
und der Fachbereichsleiter Ost des „Zentrums 
Informationsarbeit Bundeswehr“ Major Nothing 
das Papier. Vereinbart wurde damit ein geregel-
ter Auftritt von „Jugendoffizierinnen und Jugend-
offizieren“ im Schulunterricht, darüber hinaus 
aber auch in der Lehreraus- und -weiterbildung. 
Und nicht vergessen wurden auch die Bediens-
teten der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie und ihrer nachgeordneten Behörden, 
die bei Aus,- Fort- und Weiterbildungen „Semina-
re zur Sicherheitspolitik der Bundeswehr“ oder 
Einrichtungen der deutschen Armee besuchen 
können. 

Gestelzte Worte durchziehen die Vereinba-
rung. Etwa zu Beginn: „Die diskursive Auseinan-
dersetzung mit Frieden und Krieg, Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik im Sinne der politischen 
Bildung zielt auf die Mündigkeit und Partizipati-
on beziehungsweise auf den Erwerb von Demo-
kratiekompetenz der Bürgerinnen und Bürger.“ 
Oder im zweiten Absatz: „Jugendoffizierinnen 
und Jugendoffiziere … nehmen … Stellung zu 

friedens- und sicherheitspolitischen Grundsatz-
fragen im Sinne der auf dem Grundgesetz basie-
renden, werteorientierten Friedens- und Sicher-
heitspolitik der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Einbindung Deutschlands in Bündnisse sowie 
der deutsche Beitrag zur internationalen Krisen-
vorsorge und Konfliktbewältigung sind wesentli-
che Bestandteile der Informationsangebote der 
Jugendoffizierinnen und Jugendoffiziere.“

Formal unterscheidet die Schule selbst, ob 
und wie Jugendoffiziere eingeladen werden. 
Die Schule trage, so der Vertragstext, „die Ver-
antwortung für die didaktische und methodische 
Einbettung“. Es ist aber kaum anzunehmen, dass 
die hauptamtlichen Jugendoffiziere (etwa 100 
Einsätze im Jahr) sich inhaltlich von Lehrkräften, 
denen im Zweifel Fachwissen und Zeit fehlen, 
die Butter vom Brot nehmen lassen. Theoretisch 
können auch Friedensaktivisten referieren, doch 
eine Friedensbewegung kann dem professio-
nellen „Informationsangebot“ der Bundeswehr 
natürlich nichts Vergleichbares entgegensetzen. 

Die Jugendoffiziere, so ist es formuliert, „be-
treiben keine Nachwuchswerbung“. Aber, nicht 
überraschend, werden „bei ihrem Beitrag zur 
politischen Bildung ... transparente und nach-
vollziehbare Informationen zur globalen Konflikt-
verhütung und Krisenbewältigung genauso wie 
Informationen zu nationalen Interessen einzu-
beziehen sein“. Da muss man auf gut (Alt-)Ber-

linerisch feststellen: „Nachtigall, ick hör dir trap-
sen.“ Schließlich gelten bereits die Vorgaben zur 
Rekrutierung Freiwilliger für die neu eingeführte 
Wehrpflicht sowie die vom SPD-geführten Ver-
teidigungsministerium aufgestellte Zielgröße für 
die Vergrößerung der Bundeswehr-Truppenstär-
ke von 186.000 auf 260.000 Mann (korrekt na-
türlich: Soldatinnen und Soldaten), die geplante 
Reserve von 200.000 Mann nicht zu vergessen.

Widerstand gegen den Versuch, Kinder und 
Jugendliche für die Bundeswehr einzunehmen, 
kommt unter anderem von Eltern gegen die Wehr-
pflicht (ElterngegenwehrpflichtBerlin@gmx.net),  

die sich ausdrücklich für Schulen ohne Bundes-
wehr einsetzen und die Schüler- und Elternver-
tretungen für diese Missstände sensibilisieren. 

Kleiner Nachtrag
Ausnahmsweise wollen wir mal kleinlich 

sein: Die dreiseitige Kooperationsvereinbarung 
enthält drei Komma-Fehler, vier Grammatik-Feh-
ler, außerdem einmal den falschen und einmal 
den fehlenden Gebrauch einer Präposition. 

Franziska Kleiner

Zum Gruseln: Berlin als Zentrum 
neuester Kriegstechnologie
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Eigentlich sollte doch alles klar sein: Wir haben 
hier in Berlin eine weltweit fast einmalige unbebaute 
Fläche im Innenstadtbereich von gut 3 km² Größe 
(davon 2 km² Wiesenfläche), täglich je nach Wetter-
lage besucht von Hunderten oder Tausenden, die 
dort Erholung und Entspannung suchen. Die Besu-
cher können dort Rad fahren, skaten, Drachen stei-
gen lassen, grillen, Fußball spielen, gärtnern, einfach 
nur spazieren gehen (dabei Wiesenvögel beobach-
ten), Schafe sehen und und und … Zu großen Events 
kommen Zehntausende wie etwa bei Konzerten auf 
dem ehemaligen Vorfeld oder dem Drachenfest auf 
den Start- und Landebahnen des ehemaligen Flug-
hafens. 

Das Ganze ist abgesichert durch das per Volks-
entscheid beschlossene „Tempelhofer-Feld-Ge-
setz“, dem 2014 eine Mehrheit von fast zwei Dritteln 
der Abstimmenden zustimmte (mit jeweiliger Mehr-
heit in allen Berliner Bezirken). Das im Gesetz vor-
geschriebene Konsensverfahren der „Öffentlichen 
Feldkoordination“ zur Entwicklung und Pflege des 
Geländes ist ein seltenes Beispiel gelungener Ko-
operation von staatlicher Verwaltung und Bevölke-
rung. Gelegentlich wird eingewendet, die finanziel-
len Zuwendungen könnten großzügiger ausfallen. 
Aber zweifellos wächst der Baumbestand, gedeihen 
die Hochbeete und mehren sich die vielfältigen Ver-
anstaltungs-Angebote. Das Gelände wird von Jahr 
zu Jahr gepflegter und die Besucherzahlen nehmen 
stetig zu.

So darf es nicht bleiben, denken sich die Immo-
bilienlobby und mit ihr die Berliner CDU. Nachdem 
auch schon der vorherige und dann der gegenwärti-
ge Bundeskanzler meinten, sich für eine Bebauung 
aussprechen zu müssen, wurden am 25.Mai mit 
großem Tamtam erneut Pläne für eine „Rand“be-
bauung der Fläche vorgestellt. Nach Plänen der 
prominenten Architekten Kollhoff und Növer sollen 
durch 2000 Wohnhäuser mit 21.400 Wohnungen (da 
kommt man auf mindestens 50.000 Einwohner) die 
Wiesenflächen des Gebietes praktisch eingemauert 
werden. Die Industrie- und Handelskammer lieferte 
gleich noch eine maßgeschneiderte Umfrage dazu: 
Auf Grund der Wohnungsnot sei jetzt eine Mehrheit 
der Berliner für die Bebauung des Tempelhofer Fel-
des. Und der neue CDU-Spitzenkandidat Evers will 
die Randbebauung ohne neuen Volksentscheid oder 
ohne vorherige Bürgerbefragung durch ein neues 
Gesetz im Abgeordnetenhaus beschließen lassen. 
Seine Krokodilstränen fließen: „Die Menschen spü-
ren doch, dass die Wohnungsnot ein Problem ist, 
das uns alle betrifft.“

Ja, jetzt müssen größere Hämmer herausgeholt 

werden, nachdem die weiche Tour nichts gebracht 
hat: Ein vom CDU-SPD-Senat 2024/25 ausgelobter 
Architekten-Wettbewerb für die bauliche Gestaltung 
des Feldes ging nämlich für die Lobbyisten nach 
hinten los: Die Mehrheit der Entwürfe sahen gar kei-
ne Bebauung vor, die übrigen nur eine äußerst ein-
geschränkte. Die per Zufallsverfahren ausgewählte 
Bürger-Jury lehnte jegliche Bebauung ab.

Aber der CDU-SPD-Senat arbeitet auch mit 
Fouls. Schon zum zweiten Mal (nach 2016) wollte er 
das Tempelhofer-Feld-Gesetz ändern. An der Feld-
koordination wie an den zuständigen Parlaments-
ausschüssen vorbei sollte das Abgeordnetenhaus 
noch vor der Sommerpause die Änderung durchwin-
ken.Wieder geht es um „temporäre Bauten“, gemeint 
sind Unterkünfte für Geflüchtete. Der Plan: Dreistö-
ckige Modulbauten für 1100 Menschen werden am 
Columbiadamm auf einer 10 Hektar großen Fläche 
errichtet. Die nördliche Grillwiese hätte dran glau-
ben müssen. Steter Tropfen höhlt den Stein, so dürf-
te die Taktik heißen. Doch dann geschah ein kleines 
politisches Wunder: Die SPD-Fraktion sperrte sich 
gegen den geplanten Coup, der Antrag des Senats 

wurde von der Tagesordnung genommen. Damit 
ist dieses Manöver erst einmal bis auf weiteres ge-
scheitert. Die Bürgerinitiative 100% Tempelhofer 
Feld wertet das als großen Erfolg.

Anfang Juni hatte sich der Berliner SPD-Kovor-
sitzende und Spitzenkandidat für die Wahlen im 
September, Stefan Krach, gegen eine Bebauung 
des Tempelhofer Feldes ausgesprochen. Auch im 
Wahlprogramm der Berliner SPD steht das so. Dür-
fen wir darauf hoffen? Gegen hiesige SPD-Strippen-
zieher wie Giffey (derzeit Wirtschaftssenatorin) und 
Gaebler (derzeit Bausenator) wird sich der Hanno-
ver-Import Krach im Zweifelsfall nicht durchsetzen 
können. Bleibt noch die Partei? Erinnert sei an den 
Parteitag der Berliner SPD im Jahre 2009. Mit Mehr-
heit angenommen wurde ein Beschluss gegen den 
Weiterbau der A 100 ab dem Neuköllner Dreieck. Der 
Regierende Bürgermeister Wowereit und seine Par-
teifreunde im SPD-Linke-Senat scherten sich nicht 
darum. Und Die Linke? Verhielt sich still. 

Gruppe Tempelhof-Schöneberg

"Bauen, bauen, bauen" versprechen Bundes-
regierung und Berliner Senat seit Jahren – und 
verfehlen selbst ihre eigenen wenig ambitionier-
ten Ziele. Rund 11.000 Wohnungen wurden im 
Jahr 2025 in der Hauptstadt fertiggestellt – ein 
Rückgang von 28,2 Prozent gegenüber 2024. 
Die geniale Strategie dahinter? Bedingungslose 
Unterwerfung unter private „Bauinvestoren“, die 
man mit allen Mitteln in die Stadt zu locken ver-
sucht. Dass sich solche Investoren nicht für be-
zahlbaren Wohnraum interessieren, wird dabei 
verschwiegen. 

Nun hat diese investorenhörige Politik eine 
neue Dimension erreicht: Die Bundesregierung 
plant, Vergesellschaftungsinitiativen auf Landes-
ebene per Gesetz zu verbieten – ein doppelter An-
griff auf die Demokratie! Sie bespuckt damit nicht 
nur die über eine Million Berlinerinnen und Berliner, 
die 2021 per Volksentscheid mehrheitlich für die 
Enteignung von Deutsche Wohnen & Co. stimmten. 
Sie greift auch Artikel 15 des Grundgesetzes an, 
der eine Vergesellschaftung ausdrücklich erlaubt. 

Das ist der i-Punkt  einer Politik, die alle in Berlin 
regierenden Parteien seit 1990 vorangetrieben ha-
ben, vor allem SPD, CDU und Die Linke: Wohnraum, 
der zuvor der Stadt gehörte, wurde an internatio-
nale oder deutsche Investmentgesellschaften ver-
hökert, damit der Markt alles „von selbst regelt“. 
Seit dem Anschluss der DDR wurden in Berlin ins-
gesamt fast 320.000 Wohnungen aus den Bestän-
den der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaf-
ten privatisiert. Das entspricht einem Anteil von 
54 Prozent des öffentlichen Wohnungsbestandes 
von 1990. Die Ergebnisse dieser tatsächlichen Ent-

eignung haben zu den jetzigen Zuständen auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt geführt: Verdopplung der 
Mietpreise innerhalb eines Jahrzehnts, Rekordwer-
te bei Zwangsräumungen und Wohnungslosigkeit, 
Verdrängung ganzer Bevölkerungsschichten an 
den Stadtrand oder gleich aus der Stadt hinaus.

Doch erst wenn Wohnraum sowie Grund und 
Boden den Konzernen und Spekulanten entzogen 
und in öffentliches Eigentum überführt werden, 
wird sich das Wohnungsproblem in Städten wie 
Berlin lösen lassen. Unsere Woh-
nungspolitik beruht deswegen auf 
drei Säulen. Zum ersten: Sofortige 
Entlastungsmaßnahmen durch ein 
Verbot von Zwangsräumungen, die 
Aufstellung eines politisch fest-
gelegten Mietendeckels sowie die 
Konfiszierung der über 40.000 dau-
erhaft leerstehenden Wohnungen. 
Zum zweiten: Enteignen, aber rich-
tig – keinen Cent den Konzernen. 
Eine Entschädigung nach jahrzehn-
telangem Wucher ist schlicht nicht 
zu rechtfertigen. 2025 zum Beispiel 
erzielte Vonovia über 1,5 Milliarden 
Euro Gewinn aus Mieteinnahmen, 
die wir aus unseren  Gehältern und 
Renten bezahlt haben. 

Drittens: Ein massives kom-
munales Wohnungsbauprogramm. 
Das wird aber nur möglich, wenn 
der Kurs der Militarisierung ge-
stoppt wird. Solange Milliarden in 
die Aufrüstung fließen, werden sich 

das Wohnungsproblem und die vielen anderen 
Krisen in Berlin nicht lösen lassen. Die Rechnung 
ist einfach: für den Preis eines Schützenpantzers 
hätten rund 100 Sozialwohnungen gebaut werden 
können. Der Kampf für bezahlbaren Wohnraum 
und der Kampf gegen die Militarisierung Deutsch-
lands sind zwei Seiten derselben Medaille! Keine 
Partei im Abgeordnetenhaus nennt diesen Zusam-
menhang. Genau deshalb tritt die DKP zur Wahl an. 

Matthew Read

Tempelhofer Feld: Alles im grünen Bereich?

Vergesellschaften und bauen!

Jugend-
Verelendungspro-
gramm abwenden!

Die neuen Kürzungsvorhaben und Spar-
vorschläge der Bundesregierung zu Lasten 
einkommensschwacher Haushalte könnten 
die Berlinerinnen und Berliner besonders hart 
treffen. Laut Berliner Sozialbericht 2025 leb-
te jedes vierte Kind unter 15 Jahren in einem 
Haushalt, der Bürgergeld bezieht und von den 
Kürzungen der Bundesregierung betroffen sein 
wird. Ein Fünftel aller Berliner Haushalte gilt 
als von Wohnungsarmut betroffen, das heißt 
mindestens 40 Prozent des Einkommens wer-
den hier für die Bruttokaltmiete aufgebracht. 
Jede neunte Berlinerin oder Berliner bezieht 
Bürgergeld (jetzt: „Grundsicherung“). Ein Teil 
der angekündigten Reformen zielen also auf 
einen relevanten Teil der Bevölkerung, und 
darunter den Teil, der am stärksten armuts-
gefährdet ist.

Viele Viertel in unserem Bezirk Mitte und 
hier besonders Wedding können als Brenn-
punkte der Armut benannt werden: Jede 
sechste Person hier lebte bislang in einer 
Bedarfsgemeinschaft im Bürgergeldbezug. 
Knapp 30 Prozent der Kinder in unseren Nach-
barschaften wachsen in Armut auf, während 
23 Prozent unserer Nachbarinnen und Nach-
barn in Haushalten mit weniger als 1500 Euro 
netto im Monat leben. 

Viele Familien finden bislang Unterstüt-
zung in der Sozialen Arbeit an den Schulen. 
Doch auch hier wird der Rotstift angesetzt. So 
veröffentlichte der Paritätische Gesamtver-
band im April 2026 ein internes Arbeitspapier, 
dem zufolge Bundes-, Landes- und Kommu-
nalpolitiker über Kürzungen im Umfang von 
mindestens 8,6 Milliarden Euro berieten. Die 
Folge: Auch in Berlin wird die schulbezogene 
Jugendsozialarbeit unter Druck gesetzt. Im 
Bezirk Mitte sollten im Entwurf des Doppel-
haushalts 2026/27 fünf bezirklich finanzierte 
Schulstationen vollständig gestrichen wer-
den. Das führte zur existentiellen Krise dieser 
Dienste, deren unmittelbare Schließung vor-
erst durch eine Übergangsfinanzierung verhin-
dert werden konnte.

Während die Bundesregierung also mit 
einem Sondervermögen Milliarden mobilisiert, 
um die deutsche Wirtschaft auf Rüstungs- und 
Kriegsproduktion umzustellen, soll für armuts-
betroffene Haushalte und ihre Kinder kein Geld 
mehr da sein. Darum fordert die DKP Berlin die 
Rücknahme aller Kürzungen, stattdessen Geld 
für Kitas, Schulen und Jugendeinrichtungen. 
Der Wedding und Berlin braucht Jugendso-
zialarbeit anstelle einer Rüstungsfabrik, wie 
die des Rüstungskonzerns Rheinmetall in der 
Scheringstraße. Gegen Kürzungen im Sozialen 
– im Wedding und überall!

Gruppe Wedding
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BERLINS KOMMUNISTISCHE KANDIDATEN
Stimme behalten - DKP wählen!
V E R A N S T A L T U N G

10.09.26, 19:00 | Traditionsgaststätte 
Leydicke, Mansteinstraße 4, 10783

Johannes ist 24 Jahre alt und studiert Psychologie an der Humboldt Univer-
sität. Außerdem arbeitet er bei einer Berufsgenossenschaft. Der Kampf um 
bessere Bildung sowie bezahlbare Kultur- und Freizeitangebote sind ihm ein 
Kernanliegen. Johannes lebt und engagiert sich in seinem Kiez in Johannis-
thal, wo er als Direktkandidat der DKP zur Wahl antritt.

Warum braucht Berlin einen jungen Kommunisten im Abgeordnetenhaus?
“Im Abgeordnetenhaus kuscheln die Parteien mit den Vertretern der Großkon-
zerne. Senatoren schieben ihren Parteikollegen Gelder zu. Von ihnen werden 
wir nicht gehört, wir müssen uns eine eigene Stimme geben. Wir brauchen 
eine Stimme gegen Kürzungen, eine Stimme der Schulstreiks gegen die Wehr-
pflicht, eine Stimme gegen den Mietwucher. Kurz: Wir brauchen eine Stimme 
der arbeitenden und lernenden Jugend! Die DKP stärkt die Stimmen der kämp-
fenden Jugend – auch über die Wahl hinaus.”

Rolf ist 59 Jahre alt und lebt in Friedrichshain-Kreuzberg. Er ist gelernter Diplombio-
loge und arbeitet seit vielen Jahren als examinierter Krankenpfleger. Er hat in ver-
schiedenen Bereichen der Berliner Pflegelandschaft gearbeitet, besonders aber im 
stationären Bereich von Kliniken. Seit mehr als 30 Jahren ist er politisch aktiv und 
auch organisiert, vor allem in der DKP. Darüber hinaus ist er in sozialen Bewegungen, 
Initiativen und Vereinen aktiv gewesen (Hans-Litten-Archiv und die Rote Hilfe). 

Welche Lösungsansätze haben die Kommunisten für das Berliner Gesundheitswe-
sen? “Es geht um die Verwirklichung des sozialen Menschenrechts auf Gesundheit. 
Dazu gehört auch mehr Personal, bessere Bezahlung und bessere Arbeitsbedingun-
gen im Gesundheitswesen. Krankenhäuser gehören in staatliche Hand, unter demo-
kratischer Kontrolle. Die Trennung von ambulanter und stationärer Versorgung ist 
aufzuheben. In der Finanzierung macht nur eine einzige Krankenkasse für alle Sinn. 
Die paritätische Finanzierung muss wieder hergestellt werden. Wir brauchen eine inte-
grierte wohnortnahe Versorgung, die endlich auch Prävention zum Normalfall macht."

Axel kandidiert für die DKP im Bezirk Treptow-Köpenick. Hier könnte vieles 
wesentlich besser funktionieren, wenn dem Gemeinwohl und somit den Inter-
essen der Mehrheit Vorrang eingeräumt werden würde! Es ist möglich, einen 
funktionierenden ÖPNV und einen kommunalen Wohnungsbau zu organisie-
ren! Wir wollen zusammen mit den Menschen den Bezirk gestalten und ver-
ändern!

Warum nimmt die Militarisierung eine so zentrale Rolle im Wahlprogramm 
der DKP für Treptow-Köpenick ein? “In Adlershof werden gezielt Start-Ups 
zur Entwicklung von Drohnen und anderer Kriegstechnik angesiedelt. Adlers-
hof  wird zum Rüstungsstandort und gefährdet damit die Sicherheit der Be-
völkerung. Wir dürfen nicht zulassen, dass Deutschland Kriegspartei ist. Nur 
im Austausch mit allen Völkern und durch internationale wissenschaftliche 
Zusammenarbeit können wir eine friedliche und zukunftsweisende Entwick-
lung erreichen!"

Rainer ist 63 Jahre alt, Kaufmann und Sozialökonom. Seit 2002 lebt er in Neu-
kölln und ist derzeit im Betriebsrat eines Bahnunternehmens aktiv. Neben sei-
ner aktiven Arbeit mit und in der DKP setzt er sich als Gewerkschafter seit vier 
Jahrzehnten konsequent für die Interessen der Kollegen und Kolleginnen ein. 
Soziale Ungerechtigkeit in Deutschland ist der Antrieb für sein gesellschaft-
liches Engagement.

Warum braucht es einen kommunistischen Gewerkschafter im Berliner Ab-
geordnetenhaus? “Weil Beschäftigte und ihre Interessen endlich eine kon-
sequente Stimme brauchen. Ein kommunistischer Gewerkschafter kennt die 
Realität in den Betrieben und kämpft für gute Arbeit, starke Mitbestimmung 
und einen leistungsfähigen öffentlichen Verkehr. Er steht an der Seite der 
Kolleginnen und Kollegen – nicht der Lobbyisten. Für soziale Gerechtigkeit, 
Frieden und eine Politik, bei der die Bedürfnisse der Mehrheit wichtiger sind 
als die Profite weniger.”

Arnold Schölzel wurde 1947 geboren und wuchs in der Nähe von Bremen auf. 
1967 siedelte er in die DDR über. Er ist promovierter Philosoph und arbeitete bis 
1990 an der Humboldt-Universität. Seit 1997 leitete er das Feuilleton der Tages-
zeitung “junge Welt” und war von 2000 bis 2016 jW-Chefredakteur. Er schreibt 
für jW, für die Wochenzeitung der DKP “Unsere Zeit” und leitet die Monatszeit-
schrift “RotFuchs”.

Explodierende Mieten, steigende Lebensmittelpreise, horrende Heizungsab-
rechnungen – wer trägt die Verantwortung? “Wer Milliarden Euro für die Auf-
rüstung verpulvert, für Waffenlieferungen an die Ukraine und an Israel, hat nichts 
mehr in der Staatskasse für Wohnungsbau, Kitas, Schulen, Gesundheitswesen 
oder Infrastruktur. Jeder “Leopard”-Panzer bedeutet Hunderte Wohnungen we-
niger, jeder atomwaffenfähige F-35-Bomber eine Hochschule weniger. Die Bun-
desrepublik ist ein Paradies für deutsche und US-Konzerne, die den Staat als 
Selbstbedienungsladen betrachten. Sie diktieren die Preise, erhöhen die Zahl 
der Armen und der Superreichen. Bezahlen müssen das wir alle.”

Die Kandidatinnen und Kandidaten der DKP sind keine Berufspolitiker, sondern Ge-
werkschafter, Studierende und Rentner aus Berlin – Menschen, die nicht erst seit ges-
tern kämpfen, ob im Betrieb oder auf der Straße, zuletzt in der Bewegung gegen die 
Wehrpflicht. Hier stellen sie sich vor. Wer sie persönlich kennenlernen und ihnen Fra-
gen stellen möchte, kann am letzten Augustwochenende zu den Friedenstagen am 
Franz-Mehring-Platz 1 kommen.

Samuel studiert im zweiten Semester Literatur und Philosophie an der HU. Er 
sagt: “Zur Politik bin ich gekommen, weil ich in meinem kurzen Leben bereits 
bemerken musste, daß sich die Lage hier in allen relevanten Bereichen ver-
schlechtert: Bildung, Infrastruktur, Rente usf., ganz gleich wer regiert. Und 
nach außen unterstrützt die BRD Kriege in aller Welt. Die Systemfrage liegt 
für mich auf der Hand.”

Studieren in Berlin wird immer teurer – Miete, Lebenshaltungskosten, Stu-
diengebühren. Warum ist das so? “Studenten müssen im Durchschnitt über 
600€ für ihre Miete ausgeben, hinzu kommen die gestiegenen Preise wie Se-
mestergebühren. Die geplante Erhöhung des BAföG steht aus, wer weiß, ob 
sie je kommen wird. Viele müssen neben dem Studium arbeiten, was dazu 
führt, dass kaum ein Student in der Regelstudienzeit fertig wird. Aber die 
Politiker beklagen sich über Fachkräftemangel.”

Heinz ist 71 Jahre alt und in seinem Kiez in Friedrichshagen ein bekanntes Ge-
sicht. Als Taxifahrer ist er jeden Tag in Berlin unterwegs und kennt seine Be-
wohner. Für ihn steht der Kampf um eine Zukunft in Frieden im Vordergrund. 
Aufgewachsen in der DDR, ist es für ihn am wichtigsten, auch kommenden 
Generationen ein Leben ohne Krieg zu sichern.

Du fährst seit Jahren durch Berlin – wie hat sich die Stadt verändert?
“Berlin wird immer mehr zur Anlagemöglichkeit für die großen Banken und 
Konzerne. Alles, was mal dem Volk gehörte, wurde an private Investoren ver-
scherbelt – den Preis zahlen wir alle. Als Ost-Berliner weiß ich: Eine andere 
Stadt war möglich. Eine, in der Wohnen kein Luxus war, eine, in der Orte wie 
das SEZ günstige Erholung boten, eine, in der die nächste Kaufhalle nah und 
die Waren bezahlbar waren. Ich kann nicht zu Hause sitzen und zusehen, wie 
meine Stadt vor die Hunde geht. Berlin muss eine Stadt sein, in der es sich 
leben lässt ohne ständige Furcht vor der nächsten Mieterhöhung!”

Olivia ist 24 Jahre alt und Robotikingenieurin. Aktuell studiert sie Computer 
Engineering mit Schwerpunkt Kognition an der TU Berlin. Besonders wichtig 
sind ihr der Kampf gegen die Militarisierung der Jugend und der Frauenkampf. 
Für die DKP kandidiert sie auf Listenplatz 2 für das Abgeordnetenhaus in Ber-
lin.

Wie will die DKP die Militarisierung der Schulen stoppen?
“Die Schülerinnen und Schüler sind es, die seit Monaten dafür kämpfen, dass 
die Bundeswehr nicht noch stärker die Gesellschaft beeinflusst. Sie gehen auf 
die Straße, um gegen die Wehrpflicht zu kämpfen. Wir als DKP unterstützen 
die Schulstreiks und wollen diesen Kampf gemeinsam weiterführen. Um nach-
haltig gegen die Militarisierung der Schulen zu kämpfen, erinnern wir die Lehr-
kräfte an ihren Auftrag zur Friedenserziehung im Unterricht. Keine Offiziere an 
unseren Schulen und Hochschulen, keine Rekrutierung Minderjähriger für die 
Bundeswehr! Die Reichen wollen Krieg, die Jugend eine Zukunft!”

Wer seine Stimme zum Protest erheben will, darf sie nicht ab-
geben! Die DKP tritt am 20. September zu den Wahlen zum Ab-
geordnetenhaus Berlin an. 
Mit unseren Kandidaten Olivia Schmitt und Arnold Schölzel:
- Bilanz des rotschwarzen Senats
- Unsere Forderungen für eine Stadt für Alle
- Berlin, Stadt des Friedens.
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BETRIEBGRUPPE BAHN
Termin: Jeden 2. und 4. 
Donnerstag im Monat um 17.30 Uhr
Ort: ND-Haus, Franz-Mehring-Platz 1,
10243, Raum 551
Kontakt: info-bgbahn-berlin@dkp.de

BETRIEBSAKTIV GESUNDHEIT
Termin: Jeden 3. Mittwoch 
im Monat um 18.30 Uhr
Ort: ND-Haus, Franz-Mehring-Platz 1,
10243, Raum 551

FRIEDRICHSHAIN/KREUZBERG
Termin: Jeden 2. und 4. 
Dienstag im Monat um 19.30 Uhr
Ort: Cafe Commune, 
Reichenbergerstraße 157, 10999
Kontakt: fhkb@dkp.berlin

LICHTENBERG/
MARZAHN-HELLERSDORF
Termin: Jeden 1. und 3. 
Montag im Monat um 19.00 Uhr
Ort: ND-Haus, Franz-Mehring-Platz 1,
10243, Raum 551

NEUKÖLLN
Termin: Jeden 1. Donnerstag 
im Monat um 18.30 Uhr
Ort: KommTreff, Jonasstraße 29, 
12053

PANKOW
Termin: Jeden 1. und 3. 
Mittwoch im Monat um 19:00 Uhr
Ort auf Anfrage
Kontakt: dkp-pankow@berlin.de

SPANDAU
Termin: Jeden 3. Mittwoch 
im Monat um 19.00 Uhr
Ort: Lynarstr. 9, 13585
Kontakt: dkp-spandau@gmx.de

TEMPELHOF-SCHÖNEBERG
Termin: Jeden 2. und 4. 
Donnerstag im Monat um 19.00 Uhr
Ort: Leydicke, Mansteinstraße 4, 
10783

TREPTOW-KÖPENICK
Termin: Jeden letzten 
Mittwoch im Monat um 18.00 Uhr
Kontakt: treptow-koepenick@
dkp-berlin.info

WEDDING
Termin: Jeden 2. und 4. 
Montag im Monat um 19.00 Uhr
Ort: Linkstreff, Malplaquetstr. 12, 13347
Kontakt: info@dkp-wedding.de


